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A. Problem 

Der Bericht der Kommission zieht 7 Jahre nach Erlaß der Richtlinie 
Bilanz über ihre Umsetzung in einzelstaatliche Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften. Er zeigt auf, daß mit Ausnahme Italiens alle Mit- 
gliedstaaten die Richtlinie über kommunales Abwasser in nationales 
Recht umgesetzt und ein Durchführungsprogramm aufgestellt haben, 
zum Teil hat die Kommission wegen nicht vorschriftsgemäßer Um- 
setzung oder nicht richtliniengetreuer Durchführungsprogramme Ver- 
tragsverletzungsverfahren gegen einige Mitgliedstaaten angestrengt. 

B. Lösung 

Kenntnisnahme des Berichtes der Kommission und Annahme einer 
Entschließung, in der die Bundesregierung aufgefordert wird, sich 
für einen europaeinheitlichen Vollzug der Richtlinie über die Be- 
handlung von kommunalem Abwasser einzusetzen, insbesondere 
aber ausdrücklich festgestellt wird, daß eine Absenkung der Anfor- 
derungen bei der Abwasserreinigung kein adäquates Mittel wäre, die 
Abwassergebühren künftig zu senken. 

Einstimmiger Ausschußbeschluß 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Siehe Eösung. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Bericht der Kommission „Durchführung der Richtlinie 
91/271/EWG des Rates vom 21. Mai 1991 über die Behandlung 
von kommunalem Abwasser, geändert durch die Richtlinie 
98/15/EG der Kommission vom 27. Februar 1998 - Zusammen- 
fassung der von den Mitgliedstaaten getroffenen Maßnahmen und 
Bewertung der in Anwendung von Artikel 13 und 17 der Richt- 
linie enthaltenen Informationen“ KOM (98) 775 endg.; Ratsdok. 
5391/99 (Anlage 1) zur Kenntnis zu nehmen, 

2. folgende Entschließung anzunehmen: 

I. Der Deutsche Bundestag begrüßt im Rahmen der Behandlung 
der Richtlinie über die Behandlung von kommunalem Abwas- 
ser die Versachlichung der Diskussion über notwendige euro- 
paeinheitliche Anforderungen an die Abwasserreinigung und 
ihre Auswirkungen auf die Abwassergebühren. 

Wie der von den Ministerien für Wirtschaft und Technologie 
sowie für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit in Auf- 
trag gegebene Bericht „Vergleich der Abwassergebühren im 
europäischen Rahmen“ vom Oktober 1 998 zeigt, sind die Ab- 
wassergebühren in Europa kaum vergleichbar. Während in der 
Bundesrepublik Deutschland die Anforderungen nach der EG- 
Richtlinie 91/271/EWG bereits in hohem Maße erfüllt werden, 
sind sowohl Reinigungsniveau wie auch Anschlußgrad in vie- 
len anderen Staaten Europas deutlich niedriger. In einigen 
Staaten wie z.B. Italien und Fran kr eich wird zudem die Ab- 
wasserreinigung hoch subventioniert. 

II. Der Bericht zeigt aber auch, daß sich ein Einfluß der techni- 
schen Standards für Abwasserentsorgungsanlagen auf die Ab- 
wassergebühren kaum quantifizieren läßt. Lediglich sechs bis 
sieben Prozent der Gesamtkosten sind nach diesem Bericht auf 
Investitionen in eine weitergehende Abwasserreinigung zu- 
rückzuführen, nicht jedoch die drastischen Gebührensteige- 
rungen der Vergangenheit. Der Deutsche Bundestag stellt da- 
her ausdrücklich fest, daß eine Absenkung der Reinigungsan- 
forderungen kein adäquates Mittel wäre, die Abwassergebüh- 
ren künftig zu senken. 

III. Der Deutsche Bundestag stellt fest, daß weitere Gebührenstei- 
gerungen nur dann zu vermeiden sind, wenn Bund, Länder 
und Kommunen rasch zu transparenten Organisations- und 
Finanzierungsmodellen für die enormen Sanierungskosten des 
deutschen Kanalnetzes kommen. Circa 22 Prozent des öffent- 
lichen Abwasserkanalnetzes in Deutschland sind schadhaft. 
Davon bedürfen wiederum 20 bis 25 Prozent der festgestellten 
Schäden einer dringenden Schadensbehebung. Der gesamt- 
deutsche Sanierungsbedarf des Abwassemetzes wird von der 
Bundesregierung nach Länderumfragen auf rund 160 Mrd. 
DM geschätzt. 

IV. Der Deutsche Bundestag schlägt der Bundesregierung vor, die 
in dem Bericht „Vergleich der Abwassergebühren . . .“ ent- 
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haltene Zusammenstellung der diskutierten möglichen Ansätze 
für eine Absenkung der Kosten der Gebühren und die in The- 
senform vorgeschlagenen Maßnahmen in einem supranatio- 
nalen Workshop im Herbst breiter diskutieren zu lassen, um 
bald politische Schlußfolgerungen daraus ziehen zu können. 

V. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, sich 
für einen europaweit einheitlichen Vollzug der in den Mit- 
gliedstaaten ordnungsgemäß umgesetzten Richtlinie über die 
Behandlung von kommunalem Abwasser einzusetzen, um 
gleiche Wettbewerbsbedingungen im gemeinsamen Markt und 
insbesondere in bezug auf die Abwassergebühren sowie die 
Kosten der Abwasserreinigung zu erreichen. 


Bonn, den 16. Juni 1999 


Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 


Christoph Matschie 

Petra Bierwirth 

Georg Girisch 

Winfried Hermann 

Vorsitzender 

Berichterstatterin 

Berichterstatter 

Berichterstatter 


Ulrike Flach 

Eva-Maria Bulling-Schröter 


Berichterstatterin 

Berichterstatterin 
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Bericht der Abgeordneten Petra Bierwirth, Georg Girisch, Winfried Hermann, 
Uirike Flach und Eva-Maria Bulling-Schröter 


I. 

Der Bericht der Kommission (Anlage 1) wurde mit 
Überweisungsdrucksache 14/488 Nr. 2.49 zur alleinigen 
Beratung an den Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit überwiesen. 

II. 

Der Bericht der Kommission zieht 7 Jahre nach Erlaß der 
Richtlinie Bilanz über ihre Umsetzung in einzelstaatliche 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften. Er zeigt auf, daß 
mit Ausnahme Italiens alle Mitgliedstaaten die Richtlinie 
über kommunales Abwasser in nationales Recht umge- 
setzt und ein Durchführungsprogramm aufgestellt haben. 

Zum Teil hat die Kommission wegen nicht vorschrifts- 
gemäßer Umsetzung oder nicht richtliniengetreuer Durch- 
führungsprogramme Vertragsverletzungsverfahren gegen 
einige Mitgliedstaaten angestrengt. 

III. 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi- 
cherheit hat den Bericht der Kommission in seinen Sit- 
zungen am 21. April 1999 und am 16. Juni 1999 beraten. 
Ergänzend lag ihm dabei die Kurzfassung einer Studie 
mit dem Titel „Vergleich der Abwassergebühren im eu- 
ropäischen Rahmen“ vor (Anlage 2). Beide Vorlagen 
nahm er zum Anlaß, einige grundsätzliche Aspekte der 
Abwasserreinigung zu erörtern. 

Von seiten der Fraktion der SPD wurde festgestellt, aus 
den Unterlagen gehe hervor, daß sich die Abwasserge- 
bühren in den verschiedenen europäischen Ländern nicht 
unmittelbar miteinander vergleichen ließen. Auch werde 
deutlich, daß die drastischen Gebührensteigerungen in 
der Vergangenheit nur zu etwa 7 % auf die verschärften 
Reinigungsanforderungen zurückzuführen seien. Man 
schlage vor, die in dem Bericht „Vergleich der Abwas- 
sergebühren im europäischen Rahmen“ enthaltene Zu- 
sammenstellung der diskutierten möglichen Ansätze für 
eine Absenkung der Kosten und Gebühren und die in 
Thesenform vorgeschlagenen Maßnahmen in einem su- 
pranationalen Workshop im Flerbst 1999 breiter diskutie- 
ren zu lassen, um bald politische Schlußfolgerungen dar- 
aus ziehen zu können. 

Von seiten der Fraktion der CDU/CSU wurde darauf 
hingewiesen, man habe schon in einem Antrag im Jahre 
1996 gefordert, bei der Abwasserreinigung zum einen 
die umweltschutzrechtlichen Anforderungen zu erfüllen. 


gleichzeitig aber die Belastung der Bürger und der Wirt- 
schaft mit Gebühren in vertretbaren Grenzen zu halten. 
Von daher begrüße man die nun vorliegende Studie aus- 
drücklich, da sie Ursachen und Probleme in diesem Be- 
reich aufzeige. Sorge bereiteten u. a. die hohen Abwas- 
serpreise in den ostdeutschen Ländern. Von daher be- 
grüße man ausdrücklich, daß diese Probleme in einem 
supranationalen Workshop diskutiert werden sollten. 
Man schlage vor, dort auch die Problematik der Abwas- 
serabgabe mit zu behandeln, da viele bayerische Kom- 
munen angesichts der Tatsache, daß der Gewässer als 
unbelastet eingestuft würden, diese Abgabe nicht mehr 
für zeitgemäß hielten. 

Von seiten der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
wurde darauf hingewiesen, aus den Vorlagen gehe her- 
vor, daß der oberflächliche Vergleich der Gebührenhöhe 
kein Indiz für die tatsächlich bei der Abwasserentsor- 
gung entstehenden Kosten darstelle. Sie hänge vielmehr 
von politischen Entscheidungen ab, also ob beispielswei- 
se viel subventioniert oder, wie in der Bundesrepublik 
Deutschland, verursacherorientiert abgerechnet werde. 
Anlaß zur Sorge gäben hierzulande die zu erwartenden 
enormen Sanierungskosten für das deutsche Kanalnetz, 
das zu über 20 % schadhaft sei. Es sei wichtig, daß man 
hier rasch zu transparenten Organisations- und Finanzie- 
rungsmodellen komme. 

Von seiten der Fraktion der F.D.P. wurde darauf hinge- 
wiesen, der Bericht mache insbesondere deutlich, daß die 
Kosten der dritten Reinigungsstufe nicht ausschlagge- 
bend lür die Höhe der Gebühren sei. Dies der Öffent- 
lichkeit zu vermitteln halte man für einen wichtigen 
Aspekt. Von daher schlage man vor, eine gemeinsame 
Entschließung zu erarbeiten. 

Von seiten der Fraktion der PDS wurde auf die z. T. sehr 
hohen Abwassergebühren (bis zu 13 DM pro m^ in den 
neuen Bundesländern hingewiesen, aus dem sozialer 
Sprengstoff resultiere. Man habe schon in der vergange- 
nen Wahlperiode die Einrichtung eines Fonds zur Unter- 
stützung der Gemeinden gefordert, der aber von allen 
anderen Parteien abgelehnt worden sei. Man halte es für 
wünschenswert, wenn diese Problematik auch auf dem 
angekündigten supranationalen Workshop im Herbst 
dieses Jahres diskutiert werde. 

Der Ausschuß beschloß einstimmig, dem Deutschen 
Bundestag zu empfehlen, den Bericht der Kommission 
[KOM (98) 775 endg.; Ratsdok. 5391/99] zur Kenntnis 
zu nehmen und die in der Beschlußempfehlung wieder- 
gegebene Entschließung anzunehmen. 


Bonn, den 30. Juni 1999 

Petra Bierwirth Georg Girisch Winfried Hermann Ulrike Flach Eva-Maria Bulling-Schröter 

Berichterstatterin Berichterstatter Berichterstatter Berichterstatterin Berichterstatterin 
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☆ * * 

☆ ☆ 

☆ ☆ 

☆ ☆ 




KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 


Brüssel, den 15.01.1999 
KOM(98)775 endg. 


Anlage 1 


BERICHT DER KOMMISSION 


Durchführung der Richtlinie 91/271/EWG des 
Rates vom 21. Mai 1991 über die Behandlung von 
kommunalem Abwasser, geändert durch die 
Richtlinie 98/15/EG der Kommission vom 27. 

Februar 1998 


Zusammenfassung der von den Mitgliedstaaten getroffenen 
Maßnahmen und Bewertung der in Anwendung von Artikel 13 
und 17 der Richtlinie erhaltenen Informationen 
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2., VERSCHMUTZUNG DURCH KOMMUNALES ABWASSER 5 
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1. Einleitung 

Die Richtlinie 91/271/EWG des Rates vom 21. Mai 1991 über die Behandlung von 
kommunalem Abwasser', geändert durch die Richtlinie 98/15/EG der Kommission vom 
27. Februar 1998^ stellt ein Hauptwerk des Gemeinschaftsrechts auf dem Gebiet Wasser 
dcir. Das Ziel dieser Richtlinie besteht darin, die Umwelt vor Schäden infolge der 
Einleitung von kommunalem Abwasser und biologisch abbaubarem Industrieabwasser 
aus der Agrcir- und Nahrungsmittelindustrie zu schützen, indem die Mitgliedsstaaten 
aufgefordert werden, dieses Abwasser zu sammeln und zu behandeln. 

Gemäß Artikel 17 der Richtlinie nimmt die Kommission mit diesem Bericht eine Prüfung 
und Bewertung der von den Mitgliedstaaten erhaltenen Informationen über die 
Programme zur Durchführung der Richtlinie vor. Diese Informationen hätten der 
Konunission bis zum 30. Juni 1994 übermittelt werden müssen. Aufgrund erheblicher 
Verzögerungen mehrerer Mitgliedstaaten kaim dieser erste Bericht der Kommission erst 
jetzt veröffentlicht werden. 

Gemäß Artikel 13 der Richtlinie enthält dieser Bericht in Kapitel 4.5 weiterhin die 
Ergebnisse der Gegenüberstellung der Vorschriften der Mitgliedstaaten bezüglich der 
Einleitung von biologisch abbaubarem Industrieabwasser. Auch diese Ergebnisse 
können, aus dem gleichen Grund wie der Bericht, entgegen der Richtlinie erst mit 
vierjähriger Verspätung veröffentlicht werden. ' 

Dieser Bericht zieht sieben Jahre nach dem Erlaß der Richtlinie durch den Rat zum 
15. Juli 1998 Bilanz über die erste Durchführungsphase der Richtlinie, d.h. ihre 
Umsetzung in einzelstaatliche Rechts- und Verwaltungsvorschriften, durch welche die 
Verpflichtungen aus der Richtlinie in die Rechtsordnung der Mitgliedstaaten 
eingebunden werden. 

Diese erste Phase ist nun in 14 Mitgliedstaaten abgeschlossen, auch wenn die Umsetzung 
oder das Durchführungsprogramm in einigen von ihnen nicht mit den Vorschriften der 
Richtlinie übereinstimmen. Gegen einige Mitgliedstaaten wurden aufgrund einer nicht 
oder nicht vorschriftsmäßig erfolgten Umsetzung Vertragsverletzungsverfahren 
eingeleitet. Schwerpunkte dieser ersten Phase der Durchführung sind die Ausweisung der 
aufnehmenden Gewässer (empfindliche Gebiete, weniger empfindliche Gebiete), die für 
den Umfang der Abwasserreinigung maßgeblich sind, und die zur Erfüllung der 
Richtlinienbestimmungen erforderlichen Investitionsprogramme mit ihren finanziellen 
Auswirkungen sowie die von den Mitgliedstaaten übermittelten Informationen über 
einige große europäische Gemeinden (Brüssel, Mailand), die nicht fristgerecht mit 
Abwasserbehandlungsanlagen ausgerüstet werden können. 


' ABI. L 135, 30.5.1991,8.40 


^ABl. L67, 7.3.1998, S.29 
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2 . Verschmutzung durch kommunales Abwasser 

Kommunales Abwasser wird in der Richtlinie als häusliches Abwasser oder Gemisch aus 

häuslichem Abwasser, Industrieabwasser und/oder Niederschlagswasser definiert. 

Die wesentlichen gesundheitsschädlichen oder umweltschädigenden Verschmutzungen 

solcher nicht oder nur unzureichend behandelten Abwässer sind: 

- Einleitungen von Stickstoff in verschiedener Form, d.h. als organischer StockstofF, 
Ammoniak, Niü'ate und Nitrite. Der in die Umwelt eingeleitete Stickstoff stammt 
größtenteils aus, häuslichem Abwasser und aus der Landwirtschaft. Nitrate aus 
Haushaltungen und der Landwirtschaft sind insofern gesundheitsgefährdend, als sie 
die für die Trinkwassergewinnung bestimmten Gewässer verunreinigen^. 
Ammoniakstickstoff ist für die Wasserfauna hochtoxisch. Nitrate sind auch die 
Kauptursachs för die Eutrophierung bestimmter Gewässer und bewirken durch stark 
vermeintes Algenwachstum ein ökologisches Ungleichgewicht. Bestimmte Nitrate 
können Toxine ffeisetzen, die z.B. durch den Verzehr von Schalentieren die 
Gesundheit schädigen können. Eutrophierungserscheinungen haben in bestimmten 
Küstengebieten der Nordsee und des Mittelmeers ein besorgniserregendes Ausmaß 
erreicht. Das Auftreten toxischer Algen in der Seine-Mündung oder an der 
französischen Atlantikküste, das mit der Einleitung von Nitraten aus Haushalten und 
der Landwirtschaft in Zusammenhang zu stehen scheint, fiihrt regelmäßig dazu, daß 
Muscheln oder andere Schalentiere zum Verzehr ungeeignet sind, 

- Einleitungen von Phosphor, die trotz des verminderten Einsatzes von Phosphaten in 
Wasch- und Reinigungsmitteln vor allem in Binnengewässern und Flußmündungen 
beispiels^veiss dem Po-Delta für Eutrophierungserscheinungen verantwortlich sind, 

- Herabsetzung des Sauerstoffgehalts im Wasser als Folge des Zerfalls der im Abwasser 
enthaltenen organischen Substanzen, so daß V/asserflora und -fauna ersticken und das 
ökologische Gleichgewicht der Gewässer beeinträchtigt wird. In der Dobris- 
Bewertung'' wird angegeben, daß der Sauerstoffgehalt der Küstengewässer bei 
steigender Bevölkerungsdichte in den Wassereinzugsgebieten sinkt und daß etwa ein 
Viertel der euiopäischen Flüsse aufgrund ihres geringen Sauerstoffgehalts als 
mittelmäßig oder schlecht einzustufen seien; die Wasserqualität an bestimmten Küsten 
und Flußmündungen sei davon ebenfalls betroffen. Die Wasserqualität steigt hingegen 
mit einer verbesserten Sammlung und Behandlung des kommunalen Abwassers, wie 
in der zweiten Bewertung der europäischen Umwelt, die vor kurzem von der 
Europäischen Umweltagentur durchgeführt wurde, aufgezeigt wird^ 

- Einleitung pathogener Mikroorganismen fäkalen Ursprungs (Bakterien, Viren, 
Parasiten), die im kommunalen Abwasser enthalten sind und die menschliche 
Gesundheit durch Verunreinigung der Trinkwasserreservoirs, der Badegewässer, des 


’ Siehe Bericht der Kommission zur Durchführung der Richtlinie 91/676/EWG des Rats zum Schutz der 
Gewässer vor Verunreinigung durch Nitrat aus landwirtschaftlichen Quellen - 1998 

■' Stanner, D., und Bourdeau, P., Hrsg., Europe's Environment —The Dobris Assessment, AEE, 1995. 

’ Europe 's Environment : The Second Assessment — AEE, 1 998 
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Wassers von Wassersporteinrichtimgen sowie von Muschelzuchten gefährden können. 
Der im Mai 1998 veröffentlichte Bericht der Kommission über die Qualität der 
Badegewässer zeigt den Kreislauf der Verunreinigung der Badegewässer durch 
Fäkalkeime aus kommunalem Abwasser, 

- Einleitung gefährlicher, toxischer und bioakkumulierbarer Stoffe (chemische 
Verbindungen, Schwermetalle, Kohlenwasserstoffe usw.) aus Industriebetrieben, aber 
auch aus Haushalten (Reinigungsmittel, Farben, Lösungsmittel), die die Wasserflora 
und -fauna und die menschliche Gesundheit gefährden. Diese Einleitungen werden 
durch die Richtlinie 76/464/EWG‘ des Rats vom 4. Mai 1976 reglementiert, 

- nachteilige Auswirkungen des Abwassers auf Gebiete, die aufgrund der geänderten 
Richtlinie 79/409/EWG’ des Rats vom 2. April 1979 über die Erhaltung der 
wildlebenden Vogelarten besonders geschützt sind, und auf die natürlichen 
Lebensräume und Arten, die in der Richtlinie 92/43/EWG* des Rats vom 21. Mai 
1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und 
Pflanzen genannt sind (NATURA 2000), 

- Verlust des ästhetischen und touristischen Werts der durch kommunales Abwasser 
verunreinigten Binnen- oder Küstengewässer. 

3. Grundzüge DER Richtlinie 

Ziel der Richtlinie ist es, durch eine umweltgerechte und zweckmäßige Behandlung der 

Abwasser einen Beitrag zur Abstellung der eingangs erwähnten Verschmutzungen zu 

leisten. 

Um dieses Ziel zu erreichen, werden die Mitgliedstaaten durch die Richtlinie verpflichtet; 

- für alle Einleitungen von Abwasser aus kommunalen Abwasserbehandlungsanlagen 
und Betrieben der Agrar- und Nahrungsmittelindustrie in die Umwelt sowie für alle 
Einleitimgen von Industrieabwasser in Kanalisationen und kommunale Abwasser- 
behandlungsanlagen eine vorherige Regelungen oder spezielle Genehmigung 
vorzuschreiben, 

- in allen Gemeinden mit mehr als 2.000 Einwohnerwerten (EW)’ Kanalisationen und 
Abwasserbehandlungsanlagen einzurichten. In der Regel ist eine Zweitbehandlung'°, 
d.h. eine biologische Behandlung, vorzunehmen. Bei Einleitungen in Gebiete, die von 


‘■ABI. L 129, 18.5.1976, S.23 
’ABl. L 103,25.4.1979, S.l 
‘ABI. L 206, 22.7.1992, S.7 

’ Der Einwohnerwert ist eine Maßeinheit für die biologisch abbaubare organische Verunreinigung und 
stellt die von einer Person an einem Tag erzeugte Durchschnittsbelastung dar; sie wird in der 
Richtlinie auf 60 Gramm BSB5 (biochemischer Sauerstoffbedarf in fünf Tagen) pro Tag festgelegt. 

Zweitbehandlung: Behandlung nach einem Verfahren, das im allgemeinen eine biologische Stufe mit 
einem Nachklärbecken umfaßt, oder mit einem gleichwertigen Verfahren. 
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den Mitgliedstaaten als empfindliche Gebiete ausgewiesen wurden, sowie in deren 
Wassereinzugsgebiete muß das Abwasser jedoch weitergehender gereinigt werden 
(Zweit- und Drittbehandlung"). Unter bestimmten Umständen und nach Zustimmung 
der Kommission oder des Rats kann bei Einleitungen in Küstengewässer oder 
Flußmündungen, die von den Mitgliedstaaten als weniger empfindlich ausgewiesen 
wurden, eine Erstbehandlung'^ genügen. Die Frist für die Anwendung der Richtlinie 
endet am 31.12.1998, 31.12.2000 oder 31.12.2005, je nach Größe der Gemeinde und 
der Empfindlichkeit des aufiiehmenden Gewässers, wie in Tabelle 1 dargestellf, 

- dafür Sorge zu tragen, daß biologisch abbaubares Industrieabwasser der in der 
Richtlinie aufgeführten Branchen, das nicht in kommunalen Behandlungsanlagen 
gereinigt wird, spätestens am 31.12.2000 vor dem Einleiten in Gewässer bestimmte 
Anforderungen erfüllt; dies gilt für alle Betriebe mit mehr als 4.000 EW, 

- bis zum 31.12.1998 allgemeine Vorschriften oder Registrierungs- oder 

Genehmigungsverfahren vorzusehen, um eine dauerhafte Entsorgung des 
Klärschlamms aus Abwasserbehandlungsanlagen zu gewährleisten und 

sicherzustellen, daß die Einbringung von Klärschlamm in die Oberflächengewässer bis 
zum gleichen Termin eingestellt wird, 

- dafür Sorge zu tragen, daß Einleitungen kommunaler Abwasser und ihre Folgen 
überwacht werden, 

- Durchführungsprogramme auszuarbeiten und die Öffentlichkeit alle zwei Jahre mit 
einem Lagebericht zu informieren. 


" Drittbehandlung: Ergänzende Behandlung des Stickstoffs (Nitrifikation - Denitrifikation), des Phosphors 
und/oder aller sonstigen Schadstoffe, die die Qualität oder eine besondere Verwendung des Wassers 
beeinträchtigen, wie beispielsweise mikrobiologische Verunreinigung, Farbe usw., im Anschluß an die 
Zweitbehandlung. 

Ers^ehandlung: Behandlung mit einem physikalischen und/oder chemischen Verfahren, bei dem sich 
die suspendierten Stoffe absetzen, oder mit anderen, gleichwertigen Verfahren. 
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TabeMe 1: Fristen'^ und Behandlungsarten 






M 



Wenn 

Kanalisation 

2005 

geeignete 

Behandlung 14 

Kanalisation 

2005 

Zweit - 
behandlung* 

Kanalisation 

1998 

weitergehende 

Behandlung 

Kanalisation 

1998 

weitergehende 

Behandlung 

Kanalisation 

1998 

weitergehende 

Behandlung 


Wenn 

Kanalisation 

2005 

geeignete 

Behandlung 

Kanalisation 

2005 

Zweit - 
behandlung * 

Kanalisation 

2005 

Zweit - 
behandlung 

Kanalisation 

2000 

Zweit - 
behandlung 

Kanalisation 

2000 

Zweit - 
behandlung 

■ 

Wenn 

Kanalisation 

2005 

geeignete 

Behandlung 

Kanalisation 

2005 

geeignete 

Behandlung 

Kanalisation 

20G5 

Erst - oder 
Zweit - 
behandlung 

Kanalisation 

2000 

Erst - oder 
Zweit - 
behandlung 

Kanalisation 

2000 

Zweit - 
behandlung 


* geeignete Behandlung bei Einleitungen in Küstengewässer 


Ziel der Richtlinie 98/15/EG der Kommission vom 27. Februar 1998 zur Änderung 
bestimmter Anforderungen aus Anhang I der Ausgangsrichtlinie, insbesondere der 
Tabelle 2, ist es, die Anforderungen dieses Tabellenteils bezüglich des Gesamtstickstoffs, 
insbesondere Verweis (3), der die Verwendung von Tagesmittelv/erten anstelle von 
Jahresmittelwerten für die Gesamtstickstoffkonzenirationen gestattet, zu klären, um 
unterschiedliche Auslegungen durch die Mitgliedstaaten zu vermeiden. Diese Richtlinie 
muß bis zum 30. September 1998 umgeset 2 d werden. 


” In der Tabelle wird nur das Jahr angegeben; die Frist endet am letzten Tag dieses Jahres. 

Geeignete Behandlung: Behandlung mit einem Verfahren und/oder Entsorgungssystem, mit dem 
sichergestellt werden kann, daß die aufhehmenden Gewässer den maßgeblichen Qualitätszielen sowie 
den emschlägigen Vorschriften der Richtlinie 91/271/EWG und anderer Richtlinien der Gemeinschaft 
entsprechen. 

Normales Gebiet: Nicht als empfindliches oder weniger empfindliches Gebiet ausgewiesenes Gebiet. 

Aus Gründen der Übersichtlichkeit sind in Flußmündungen gelegene weniger empfindliche Gebiete, in 
denen die Möglichkeit einer Erstbehandlung auf Gemeinden mit weniger als 10.000 EW begrenzt ist, 
in der Tabelle nicht aufgeführt. 
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4. Stand der Durchführung der Richtlinie 

Tabelle 2 enthält einen Überblick über die Fristen und darüber, wie weit die einzelnen 
Mitgliedstaaten ihren wesentlichen Pflichten in der ersten Durchführungsphase der 
Richtlinie nachgekommen sind. 

Die Richtlinie muß in allen Mitgliedstaaten gleich rasch umgesetzt werden. Österreich, 
Finnland und Schweden, die der Europäischen Union erst seit dem 1. Januar 1995 
angehören, wurden davon ausgenommen. 

Die grau unterlegten Felder der Tabelle zeigen die Fälle, in denen die Richtlinie nach 
dem derzeitigen Auswertungsstand der Kommission nicht oder nicht ordnungsgemäß 
umgesetzt wurde. 
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Tabelle 2: Stand der Durchführung am 15.07.98 


Frankreich 


Griechenland 


Irland 


Italien 


Luxemburg 


Niederlande 


Artikel 19 


Ausweisung 
der empfind- 
iichen 
Gebiete 


Artikels 




Fristabiauf> 30.06.1993 31.12.1993 


31.12.1993 


Beigien 1992-1995 


Dänemark 


Deutschland 1992-1998 


1994 





Spanien 1995-1996 


Vereinigtes 

Königreich 


Artikel 17 

Artikel 13 


31.12.1993 30.06.1994 



1992-1994 

1985-1993 

1992-1993 

1994 

(Artikel 5.8) 

1994 

1994 

1992-1998 

1992-1993 

1992-1998 

1994 

(Artikel 5.8) 

1994 

1994 

1994 

1976-1993 

1976-1993 


1997 

1997 

1994 

1994 

1994 





1994 

(Artikel 5.8) 

1994 

1996 

(Artikel 5.8) 

1996 

1996 und 1998 
(keine empfind- 
lichen Gebiete) 

1959-1995 

1997 

1990-1994 

1994 

(Artikel 5.8) 

1969-1970 

1998 

Prüfung läuft 
derzeit 

1994-1995 

1972-1991 



1990-1994 


1969-1995 


Prüfung läuft 
derzeit 


1972-1991 



1994 und 1998 
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4.1. Umsetzung in nationales Recht 

Gemäß Artikel 19 hätten die Mitgliedstaaten, um der Richtlinie 
nachzukommen, die erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
spätestens am 30. .luni 1993, d.h. etwa zwei Jahre nach ihrer 
Veröffentlichung, erlassen müssen. 

Heute, 5 Jahre nach Ablauf dieser Frist, hat Italien die Richtlinie noch immer 
nicht umgesetzt. Die übrigen Mitgliedstaaten taten dies mit mehr oder 
minder starker Verzögerung (siehe Tabelle 2). Die Umsetzung in 
Griechenland und Österreich ist nicht konform. 

Eine Prüfung der Übereinstimmung durch die Kommission läuft derzeit für 
Deutschland, Schweden und das Vereinigte Königreich. 

4.2. Ausweisung der empflndlichen (und weniger empflndlichen) Gebiete 

Gemäß Artikel 5 waren die Mitgliedstaaten verpflichtet, bis zum 31.12.93 
empfindliche Gebiete auf der Grundlage der in Anhang 11 festgelegten 
folgenden Kriterien auszuweisen: 

- Binnengewässer, Flußmündungen und Küstengewässer, die eutroph'’ sind 
oder eutrophieren können, wenn keine Schutzmaßnahmen ergriffen 
werden; 

- für die Trinkwassergewinnung bestimmte Oberflächenbinnengewässer, 
deren Nitratkonzentration mehr als 50 mg/1 beträgt oder erreichen könnte; 

- Gebiete, bei denen eine weitergehende Behandlung erforderlich ist, um 
den Richtlinien des Rates nachzukommen, wie die in Kapitel 2 dieses 
Berichts genannten Richtlinien (Qualität der Oberflächengewässer, der 
Badegewässer, der Muschelgewässer, Erhaltung der wildlebenden 
Vogelarten und der natürlichen Lebensräume usw.). 

Wenn auch nur eines dieser Kriterien zutrifft, ist ein Gewässer als 
empfindliches Gebiet einzustufen. 

Das Ausweisen eines Gewässers als empfindliches Gebiet bedeutet, daß in 
alten Gemeinden mit mehr als 10.000 EW, die ihr Abwasser in dieses Gebiet 
sowie in die jeweiligen, zur Verschmutzung dieses Gebiets beitragenden 
Wassereinzugsgebiete einleiten, bis zum 31. Dezember 1998 Kanalisationen 
und eine weitergehende Behandlung als die Zweitbehandlung eingerichtet 
werden müssen. Diese Vorschriften für die Behandlung gelten nicht für 
empfindliche Gebiete, in denen die Gesamtbelastung durch Stickstoff und 
Phosphor für jeden dieser beiden Parameter nachweislich um mindestens 
75% gesenkt wird. 


” in denen es zu einer Eutrophierung kommt. 
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Die Mitgliedstaaten müssen die Ausweisung der empfindlichen Gebiete alle 
vier Jahre überprüfen. 

Gemäß Artikel 5 Absatz 8 ist ein Mitgliedstaat von der Verpflichtimg, 
empfindliche Gebiete auszuweisen, befi-eit, wenn er in seinem gesamten 
Gebiet eine weitergehende Behandlung anwendet. 

Wie Tabelle 2 zeigt, machten fünf Mitgliedstaaten von dieser Möglichkeit 
Gebrauch. Es handelt sich um Dänemark, Luxemburg, die Niederlande, 
Finnland und Schweden. 

Sieben andere Mitgliedstaaten, und zwar Belgien, Deutschland, Spanien, 
Frankreich, Irland, Portugal imd das Vereinigte Königreich, haben zwar 
bestimmte Gewässer als empfindliche Gebiete ausgewiesen, diese 
Erstausweisung jedoch noch nicht überprüft'*. Die Kommission prüft derzeit 
die Einhaltimg der Ausweisimgskriterien durch die sieben Mitgliedsstaaten. 

Frankreich hat die empfindlichen Gebiete der überseeischen Departements 
nicht ausgewiesen. 

Österreich war der Auffassimg, es seien keine Gebiete als empfindlich 
auszuweisen, was derzeit ebenfalls nachgeprüft wird. Griechenland und 
Italien haben offiziell noch keine empfindlichen Gebiete ausgewiesen. 

Die Karte 1 gibt einen Überblick über den derzeitigen Stand der Ausweisung 
von empfindlichen Gebiete und den betroffenen Wassereinzugsgebieten'®. 
Die Mitgliedstaaten, die Artikel 5 Absatz 8 in Anspruch nahmen, sind in 
dieser Karte in Gänze als Wassereinzugsgebiet empfindlicher Gebiete 
eingezeichnet, da die Anforderungen gleich sind. Für Belgien (Wallonien), 
Irland, Portugal und das Vereinigte Königreich sind nicht alle jeweiligen 
Wassereinzugsgebiete der empfindlichen Gebiet in der Karte eingezeichnet, 
da diese Mitgliedstaaten die von der Kommission im Jahre 1997 verlangten 
Informationen über diese Wassereinzugsgebiete und die darin liegenden 
Gemeinden, deren Einleitungen zur Verschmutzung der empfindlichen 
Gebiete beitragen, nicht übermittelt haben. 

Tabelle 4 enthält eine ZusEimmenfassung der Informationen aus den 
Durchführungsprogrammen und gibt die Anzahl der Gemeinden sovwe die 
Anzahl der von empfindlichen Gebieten betroffenen Einwohnerwerte in 
jedem Mitgliedstaat an. In dieser Tabelle ist auch Griechenland aufgeführt, 
obwohl diese Gebiete von diesem Mitgliedstaat nicht offiziell und 
vorschriftsgemäß ausgewiesen wurden. 


“ Das Vereinigte Königkreich unterrichtete die Kommission im September 1998 von der Ausweisung 47 
neuer empfindlicher Gebiete in England und Wales. 

In dieser Karte nicht berücksichtigt sind die empfindlichen Gebiete Spaniens, deren Liste der 
Kommission verspätet zuging (2.7.98), sowie die vom Vereinigten Königreich bei der Überprüfung 
ausgewiesenen Gebiete. 
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4.3. Weniger empfindliche Gebiete 

Im Unterschied zur Ausweisung der empfindlichen Gebiete, die Pflicht ist, 
haben die Mitgliedstaaten die Möglichkeit, bestimmte Küstengewässer und 
Flußmündungen, die die morphologischen, hydrologischen oder 
hydraulischen Voraussetzungen erfüllen, damit kommimales Abwasser, das 
nur einer Erstbehandlung unterzogen wurde, eingeleitet werden kann, ohne 
daß die Umwelt durch dieses Abwasser geschädigt wird, als weniger 
empfindliche Gebiete auszuweisen. 

Von dieser Möglichkeit haben nur zwei Mitgliedstaaten, das Vereinigte 
Königreich und Portugal, Gebrauch gemacht (siehe Karte 1). In Tabelle 4 
sind Einleitungen in weniger empfindliche Gebiete auch für Griechenland 
und Spanien eingezeichnet; diese Gebiete wurden von diesen beiden 
Mitgliedstaaten jedoch nicht offiziell ausgewiesen. Die Erfüllung der 
Kriterien für die Ausweisung weniger empfindlicher Gebiete wird derzeit 
von der Kommission überprüft. 

Jeder Fall einer weniger gründlichen Behandlung als der Zweitbehandlung 
vor der Einleitung in ein weniger empfindliches Gebiet bedarf einer 
Ausnahmegenehmigung. Die Mitgliedstaaten müssen der Konirnissjor; 
anhand umfassender Studien nachweisen, daß die Umwelt di;rcf\ diese::; 
Abwasser nicht geschädigt wird (Artikel 6 Absatz 2) UDci • uater 
außergewöhnlichen Umständen - bei Gemeinden mit mehr als 150.000 EW 
beweisen, daß eine weitergehende Behandlung für die Umwelt nicht von 
Nutzen wäre (Artikel 8 Absatz 5). Die Kommission muß diese Studien 
bewerten, dem in Artikel 18 vorgesehenen Ausschuß und bei Bedarf dem 
Rat Vorgelegen und anschließend geeignete Maßnahmen ergreifen. 

4.4. Einleitung von Industrieabwasser in kommunale Abvinsser- 
behandlungsanlagen 

Artikel 11 schreibt vor, daß die Einleitung von Industrieabwasscr in 
Kanalisationen und kommunale Abwasserbehandlungsanlagen bis zum 31. 
Dezember 1993 einer vorherigen Regelung und/oder Erlaubnis der 
zuständigen Behörden oder Stellen unterzogen werden muß, damit emer 
möglichen Schädigung durch derartige Einleitungen vorgebcu; ’ v. i d. 

Durch diese Industrieabwassereinleitungen dürfen weder die Gesundheit des 
in den kommunalen Anlagen tätigen Personals gefährdet oder d-:!’ AriiMgen 
selbst beschädigt, noch die Qualität des Abwassers nach der D , 0,1 

die Qualität des Klärschlamms gemindert werden. 

Tabelle 2 zeigt, daß mit Ausnahme von Italien alle h'liß aied.r. > 
Maßnahmen ergriffen haben, um dieser Verpflichtung nafm. / , aatcr . Dia 
Kommission prüft derzeit in bestinunten Mitgliedstaaten h '(irrforüiihit 
dieser Maßnahmen. 

4.5. Einleitung von Industrieabwasser in Gewässer (Artikel 13) 

Artikel 13 legt fest, daß biologisch abbaubares Industrieabvvasser aus 
Betrieben der in Anhang III der Richtlinie aufgefülirtsr: Brar> ' : : (^A rrar- 
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und Nahrungsmittelindustrie), das nicht in kommunalen Abwasser- 
behandlungsanlagen gereinigt wird, bis zum 31. Dezember 2000 vor dem 
Einleiten in Gewässer bestimmte Voraussetzungen erfüllen muß, die bis zum 
31. Dezember 1993 von der zuständigen Behörde oder Stelle in einer 
vorherigen Regelung und/oder Erlaubnis festzusetzen sind; dies gilt für alle 
Einleitungen aus Betrieben mit mehr als 4000 EW. 

Gemäß Absatz 3 desselben Artikels hat die Kommission 1996^“ von einem 
externen Berater eine Gegenüberstellung der V orschnften der 
Mitgliedstaaten vornehmen lassen^'. 

Nach Überprüfung der Anforderungen der einzelnen Mitgliedstaaten an 
Einleitungen und nach Auflistung der entsprechenden 
Verwaltungsvorschriften kommt die Studie zu folgendem Ergebnis: 

— Mit Ausnahme von Spanien sind die Maßnahmen der Mitgliedstaaten auf 
den Termin des 3 1 . Dezember 2000 abgestimmt. 

— Nur wenige Mitgliedstaaten berücksichtigten den Schwellenwert von 
4000 EW; die meisten sehen in ihrer Gesetzgebung vor, daß alle 
Industrieabwassereinleitungen imabhängig von ihrem Umfang einer 
vorherigen Regelung und/oder besonderen Erlaubnis bedürfen. 

— Was die branchenabhängigen Anforderungen anbelangt, die in Artikel 1 3 
Absatz 2 gefordert werden, so haben nur Österreich, Deutschland, 
Frankreich und Flandern in Belgien branchenabhängige Emissionsnormen 
in ihre Gesetzgebung aufgenommen. Das Vereinigte Königreich, 
Finnland, Irland, die Niederlande, Dänemark, Schweden und Luxemburg 
entschieden sich, die Emissionsnormen von Fall zu Fall für jeden 
Industriebetrieb unter Berücksichtigung der bei der Genehmigung 
verfügbaren besten Verfahren festzulegen. In Griechenland, Italien und 
Portugal werden in den nationalen Gesetzgebungen keine 
branchenabhängigen Emissionsnormen festgelegt, und die 
Genehmigungen werden nicht auf der Gi-imdlage der besten verfügbaren 
Verfahren erteilt. In Spanien ist die Umsetzung der Bestimmungen von 
Artikel 13 noch nicht abgeschlossen. 

Insgesamt haben damit nach Ansicht der Kommission 9 Mitgliedstaaten 
Anforderungen entsprechend Artikel 13 der Richtlinie aufgestellt. Die 
österreichische Gesetzgebung wird in diesem Punkt als nicht konform 
betrachtet, da sie nicht alle in der Richtlinie vorgesehenen Industriebranchen 
abdeckt. Italien hat die Richtlinie nicht umgesetzt. Was Griechenland, 


“ Gemäß Artikel 13 hätte die Kommission diese Gegenüberstellung bis zum 31.12.1994 vornehmen 
sollen, doch aufgrund der verspäteten Umsetzung der Vorschriften durch die Mitgliedstaaten konnte 
dies erst 1996 geschehen. 

Erhebung Uber die Durchführung von Artikel 13 der Richtlinie 91/271/EWG über die Behandlung von 
kommunalem Abwasser. Haskoning - Dezember 1 996. 
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Portugal, Belgien und Spanien anbelangt, so sind derzeit Prüfungen ■ im 
Gange. 

4.6. Durchführungsprogramme 

Artikel 17 schreibt vor, daß die Mitgliedstaaten bis zum 31. Dezember 1993 
ein Durchführungsprogramm aufstellen und der Kommission den Inhalt 
dieses Programms bis zum 30. Juni 1994 mitteilen. Das Formblatt für die 
Mitteilung dieses Programms wurde von der Kommission am 28. Juli 1993 
beschlossen^^. 

Die Mitgliedstaaten müssen diese Informationen fortschreiben und der 
Kommission bei Bedarf alle zwei Jahre bis zum 30. Juni zuleiten. 

Das Durchführungsprogramm enthält die geplanten Investitionen in die 
Kanalisation und die kommunale Abwasserbehandlung im Zeitraum von 
1993 bis 2005, die in jedem Mitgliedstaat erforderlich sind, um der 
Richtlinie nachzukommen. 

Am 15. Juli 1998 hatte nur Italien noch kein Durchführungsprogramm 
übermittelt. Italien hat die Kommission im Januar 1998 nur über die Lage 
und die Projekte der Gemeinde Mailand informiert, die bis heute keine 
Abwasserbehandlungsanlage besitzt und nach Aussage der örtlichen 
Behörden die Fristen der Richtlinie nicht erfüllen können wird. Einige 
andere Mitgliedstaaten übermittelten ihr Programm mit mehljähriger 
Verspätung (bis zu 4 Jahren im Fall von Portugal xmd Griechenland), so daß 
die Kommission mit der Prüfung und Bewertxmg der erhaltenen 
Informationen bis jetzt warten mußte. Das Ergebnis dieser Prüfung und 
Bewertung wird in Kapitel 7 dieses Berichts dargelegt. 

Nur das Vereinigte Königreich übermittelte im April 1998 ein fortge-^ 
schriebenes Durchführungsprogramm. 

Belgien übermittelte ein Durchführungsprogramm, dessen Termine für die 
Errichtung der Kanalisationen xmd der kommunalen Abwasserbehandlungs- 
anlagen der Gemeinde Brüssel nicht der Richtlinie entsprechen^^ 

4.7. Lageberichte 

Artikel 16 legt fest, daß die zuständigen Behörden oder Stellen alle zwei 
Jahre einen Lagebericht über die Beseitigung von kommunalem Abwasser 
und Klärschlamm in ihrem Zuständigkeitsbereich veröffentlichen müssen 


Entscheidung 93/481/EWG der Kommission vom 28. Juli 1993 über die Formblätter für die Mitteilung 
der einzelstaatlichen Programme, die in Artikel 17 der Richtlinie 91/271/EWG des Rats vorgesehen 
sind (ABI. L 226, 7.9.1993, S. 23). 

Die belgischen Behörden gaben an, daß die Kanalisationen und Abwasserbehandlungsanlagen für die 
Gemeinde Brüssel erst im Jahre 2005 einsatzfähig sein würden, obwohl in der Richtlinie als Termin 
der 3 1 . Dezember 1998 gesetzt wurde. 
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und daß diese Berichte unmittelbar nach ihrer Veröffentlichung an die 
Kommission weiterzuleiten sind. 

Das Hauptziel dieses Lageberichts, der gebietsweise erstellt werden kann 
(d.h. von einem Mitgliedstaat können mehrere Berichte vorgelegt werden), 
besteht darin, die Öffentlichkeit regelmäßig zu einem bestimmten Stichtag 
über die Beseitigung von kommimalem Abwasser und Klärschlamm zu 
informieren. 

Die ersten Lageberichte hätten bis zum 30. Juni 1995 und anschließend alle 
zwei Jahre veröffentlicht werden müssen. Bislang sind der Kommission erst 
7 Berichte zugegangen. 

Um die Ausarbeitung dieser Berichte zu erleichtern und der Kommission die 
Möglichkeit zu geben, die darin enthaltenen Informationen zu vergleichen, 
hat der in Artikel 18 der Richtlinie vorgesehene Ausschuß 1997 eine 
Fachgruppe beauftragt, ein Berichtsformat vorzuschlagen. Diese Fachgruppe 
wurde weiterhin beauftragt, ein Formblatt für einen Fragebogen zu 
entwerfen, mit dem die Kommission gemäß Artikel 15 der Richtlinie über 
die Überwachung der Einleitungen imd die Entsorgung des Klärschlamms 
informiert werden soll. Die Fachgruppe muß dem Ausschuß das Ergebnis 
ihrer Arbeiten bis Ende 1998 vorlegen. 

Tabelle 3 enthält die Stichtage für die Lageberichte imd 
Durchführungsprogramme, die Termine für die Veröffentlichung der 
Lageberichte und ihre Weiterleitung an die Kommission sowie die Termine 
für die Aufstellung der Durchführungsprogramme und ihre Weiterleitung an 
die Kommission. Der erste Stichtag, der für beide Schriftstücke identisch ist, 
entspricht dem in der Entscheidimg vom 28. Juli 1993 angegebenen Termin 
(31.12.1992). Die in Artikel 17 eröf&iete Flexibilität bei der Aufstellung imd 
Übermittlung der Programme ermöglicht den Mitgliedstaaten weiterhin, die 
beiden Berichte zusammenzufassen und gemeinsam zu dem in Artikel 16 
vorgesehenen Termin zu übermitteln. 
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Tabelle 3: Termine für Lageberichte (Art. 16) und Durchfühningsprogramme 
(Art. 17) 


Stichtag 

VerSfTentlichung der 
Lageberichte nach 

Art. 16 und Über- 
mittlung an die 
Kommission 

Aufstellung des 
DurchfQhrungs- 
programms nach Art. 

17 

Übermittlung des 
Programms nach Art. 

17 an die Kommission 

31.12.92 

— 

31.12.93 

30.06.94 

31.12.94 

30.06.95 

31.12.95 * 

30.06.96 * 

31.12.96 

30.06.97 

IHIIIQQ2IIIIIIIII 

30.06.98 * 

31.12.98 

30.06.99 

31.12.99 * 

30.06.2000 * 

31.12.2000 

etc. 

30.06.2001 

31.12.2001 * 

30.06.2002 * 


* bei Bedarf 


5. Vertragsverletzungsverfahren 

Kraft Artikel 169 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
kann die Kommission gegen Mitgliedstaaten, die ihre in der Richtlinie festgelegten 
Pflichten nicht erfüllt haben, ein Vertragsverletzungsverfahren einleiten. 

Vertrags verletzungs verfahren werden gegen Mitgliedstaaten angestrengt, die 
nachweislich ihren Verpflichtungen aus der Richtlinie nicht nachgekommen sind. Zu 
nennen ist hier das am weitesten fortgeschrittene Verfahren gegen Italien wegen 
fehlender Umsetzung (Urteil des Europäischen Gerichtshofs vom 12.12.96 - weiterhin 
eine mit Gründen versehene Stellungnahme aufgrund von Artikel 171 des Vertrags). 

6. Prüfung und Bewertung der Durchführungsprogramme 

Die wesentlichen Informationen der von den vierzehn Mitgliedstaaten erhaltenen 
Durchführungsprogramme (aus Italien gingen keine Informationen ein) sind in den 
nachfolgenden Tabellen und Graphiken zusammengefaßt. Bei allen Daten handelt es sich 
um Prognosen der Mitgliedstaaten. 

6.1. Anzahl der Gemeinden und organische Belastung 

Tabelle 4 zeigt, daß die 14 Mitgliedstaaten insgesamt 17.351 Gemeinden mit 
mehr als 2000 EW umfassen, die eine organische Gesamtbelastung von ca, 
424 Millionen Einwohnerwerten darstellen. 
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Tabelle 4: Anzahl der Gemeinden und organische Belastung in Einwohnerfverten 
(EW) Stand 1992 - 1995“ 



Die Differenz zwischen der in Emwohnerwerten (EW) ausgedrückten 
organischen Gesamtbelastung und der Bevölkerungszahl der Mitgliedstaaten 
erklärt sich im wesentlichen durch die folgenden Faktoren: 


Das Bezugsjahr der Daten schwankt je nach Mitgiiedstaat Z'vischen 1992 und 1995. 
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- Die organische Belastung berücksichtigt nur Gemeinden mit mehr als 
2000 EW, für die in der Richtlinie das Sammeln und Behandeln von 
kommunalem Abwasser vorgeschrieben ist. Nicht berücksichtigt werden 
Gemeinden mit weniger als 2000 EW und Einzelkomplexe, in denen 
vermehrt individuelle Behandlungssysteme eingesetzt werden. 

- Die organische Belastung von Gemeinden mit mehr als 2000 EW schließt 
neben der Belastung durch die ortsansässige Bevölkerung folgendes ein: 

die Belastung durch die nicht ortsansässige Bevölkerung, bedingt 
durch FremdenverkehI^^ Hotels usw., 

die Belastung durch das in die kommimalen Abwasser- 
behandlungsanlagen eingeleitete Industrieabwasser, 

die Belastung durch das ebenfalls in diese Anlagen einfließende 
N iederschlagswasser. 

Der Aufschlüsselung dieser Gemeinden und dieser Belastung nach den 
verschiedenen Arten von Einleitungsgebieten (empfindlich, normal, weniger 
empfindlich) liegt die Ausweisung der Gebiete durch die Mitgliedstaaten 
zugrunde. Insgesamt stellen Einleitungen in empfindliche Gebiete imd ihre 
jeweiligen Wassereinzugsgebiete für alle 14 Mitgliedstaaten zusammen 
37%, Einleitungen in weniger empfindliche Gebiete 9% und Einleitungen in 
sogenannte normale Gebiete 54% der organischen Belastung dar. Diese 
Verteilung unterscheidet sich von einem Mitglicdstaaten ?ajm anderen sehr 
stark. 

Neben Portugal und dem Vereinigten Königreich, die wcrdger empfindliche 
Gebiete offiziell ausgewiesen haben, haben auch Spanier- end Griechenland 
weniger empfindliche Gebiete in ihr i iogramin aüigenfr'n rierL diese jedoch 
nicht offiziell ausgewiesen. Eine rhusnahineerla ’ .diüs tlir eine weniger 
gründliche Behandlung als die Zweitbehandlung vor der Einleitung in 
weniger empfindliche Gebiete kann selbstverständlich nur bei einer 
offiziellen Ausweisung dieser Gebiet . m Fr wägiuig grrnw o n ei den. 


Die Kommission wird beispielsweise prüfen, warum die organische Belastung in EW in Oriechc.üand 
trotz des hohen Fremdenverkehrsaufkommens nicht über der Fenwohneah! !'en;t. 
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6.2. Voraussichtliche Entwicklung der Kapazitäten von Kanalisationen und 
Abwasserbehandlungsanlagen 


Tabelle 5: Voraussichtliche Entwicklung der Kanalisationskapazitäten 



1992 

1995 

1998 

2000 

2005 

Zunahme 

1000 EW 

1000 EW 

1000 EW 

1000 EW 

1000 EW 

1000 EW 

% 


1.721 

1.721 

1.810 

1.898 

2.201 

480 

28% 


12.133 

12.133 

12.133 

12.133 

12.133 

0 

0% 


1 14.084 

114.230 

121.756 

124.589 

127.055 

12.971 

11% 

Fimdand 

3.395 

3.461 

3.576 

3.576 

3.576 

181 

5% 

Franfc^di , 

55.780 

61.192 

65.893 

68.648 

70.508 

14.728 

26% 


7.278 

7.465 

8.170 

8.708 

8.708 

1.430 

20% 


878 

1.020 

1.196 

3.862 

3.918 

3.040 

346% 


914 

937 

969 

969 

969 

55 

6% 

Niederlande 

21.780 

21.780 

21.780 

21.780 

21.780 

0 

0% 

Österreich 

16.571 

16.571 

17.906 

18.997 

19.467 

2.896 

17% 

Portugal . 

9.367 

9.657 

13.188 

16.235 

16.462 

7.095 

76% 

Schweden 

13.044 

13.044 

13.044 

13.044 

13.044 

0 

0% 

Spanien 

35.001 

41.456 

52.836 

62.890 

74.439 

39.438 

113% 

Vereinigtes 

Königreich 

76.526 

76.322 

76.957 

75.635 

75.604 

-922 

-1% 

Gesamt 

368.472 

380.989 

411.214 

432.964 

449.864 

81.392 

22% 


Tabelle 5 zeigt den von den Mitgliedstaaten für die Zeit von 1992 bis 2005 
geplanten Kapazitätsausbau der den Vorschriften der Richtl ini e 
entsprechenden Kanalisationen in bezug auf die organische Belastung. In 
den beiden letzten Spalten ist die Zunahme dieser Kapazität in EW imd in 
Prozent zwischen dem Ausgangszustand vor der Durchführung der 
Richtlinie im Jahre 1992 und dem Endzustand nach der Durchführung im 
Jahre 2005 angegeben. Augenfällig ist dabei die geplante starke Erhöhimg 
der Sammelkapazität in Irland, Spanien imd Portugal im Gegensatz zu 
Dänemark, den Niederlanden, Schweden imd dem Vereinigten Königreich, 


“ Die Daten betreffen nur die Region Wallonien. 
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die ihre Kapazitäten zum Zeitpunkt des Erlasses der Richtlinie für 
ausreichend befunden hatten. 

Insgesamt dürfte die Kapazität der Kanalisationen in den Mitgliedstaaten 
2005 größer oder gleich der organischen Ausgangsbelastung sein. Einzig in 
Griechenland und Finnland dürfte sie unter der in Tabelle 4 angegebenen zu 
sammelnden organischen Belastung liegen. 

Die Informationen aus Belgien waren unvollständig. 


Tabelle 6: Entwicklung der Kapazität der Abwasserbehandlungsanlagen 


Mitgliedstaat 

1992 

1995 

1998 

2000 

2005 

Zunahme 

' t 

1000 EW 

1000 EW 

1000 EW 

1000 EW 

1000 EW 

1000 EW 

% 

Belgien .Jj 

5.499 

6.836 

7.770 

8.300 

9.919 

4.420 

80% 

Dänemätk'.'A' 

5.950 

9.246 

9.246 

9.246 

9.246 

3.296 

55% 

Deutschland 

111.456 

131.403 

141.221 

142.022 

143.831 

32.375 

29% 

Finnland 'h- 

3.598 

3.772 

3.905 

3.925 

3.935 

337 

9% 

Frankreich ' - 

40.333 

51.188 

60.761 

66.924 

69.378 

29.045 

72% 

Griechenland 

2.058 

2.785 

5.023 

8.624 

8.637 

6.579 

320% 

Irland 

483 

550 

698 

3.641 

3.310 

3,327 

689% 

Luxemburg 

777 

808 

939 

948 

969 

192 

' 25% 

Niederlande 

21.396 

21.705 

22.053 

22.053 

22.053 

657 

3% 

Österreich 

14.413 

14.413 

16.945 

18.864 

19.467 

5.054 

35% 

Portugal 

r ' 

5.731 

6.660 

11.194 

15.873 

1S..3S7 

10,056 

1 

186% 

Schweden 

13.038 

13.038 

13.038 

13.038 

13,033 1 

! 

0 1 
i 

0% 

Spanien 

23.872 

30.152 

45.713 

60.862 

1 

73,754 

49.882 

209% 

Vereinigtes 

Königreich 

29.335 

46.841 

50.964 

74.233 

75.323 \ 

! 

i 

i 

1 3733 

i 

Gesamt ' 

277.939 

339.397 

389.475 

448.533 

435.7,57 i 
1 

1 

1 

— -j 

BÖ% I 


Wie in der vorangehenden Tabelle stellt Tabelic 6 di; , i- r 

Kapazitäten der den Vorschriften der Richdinir: ■ i.t'precl er d = 
Abwasserbehandlungsanlagen im Zeitraum von 1992 bis 200.5 dar. Die 
geplante Zunahme der Behandluhgskapazität ist in allen Mitgliedstaaten, mit 
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Ausnahme der Niederlande, Finnlands und Schwedens, die bereits zu Beginn 
einen sehr hohen Ausrüstungsgrad hatten, sehr hoch. 

Die Kapazität der Abwasserbehandlungsanlagen dürfte es nach der 
Durchfiihrung der Richtlinie ermöglichen, die in Tabelle 4 angegebene 
organische Belastung zu behandeln. Eine Unregelmäßigkeit wurde jedoch im 
Fall Griechenlands festgestellt, wo die Endkapazität unter der in Tabelle 4 
angegebenen organischen Belastung liegt. Insgesamt liegt diese 
Endbehandlungskapazität für alle -14 Mitgliedstaaten um 10% über der 
organischen Belastung. Dieser Wert kann jedoch in den Niederlanden bis zu 
28%, in Deutschland bis zu 35% und in Schweden sogar bis zu 74% 
erreichen. 

In der folgenden Graphik ist der geplante Ausbau der Gesamtkapazität der 
Kanalisationen und Abwasserbehandlungsanlagen aller 14 Mitgliedstaaten 
dargestellt. Die Kapazität der Kanalisationen soll während der 
dreizehnjährigen Durchführungszeit um 22%, die Behandlungskapazität um 
69% steigen. 


Graphik 1: Geplanter Ausbau der Kanalisationen und 

Abwasserbehandlungsanlagen (1000 EW) 


475.000 

450.000 

425.000 

400.000 

375.000 

350.000 

325.000 

300.000 

275.000 

250.000 

225.000 

200.000 

1992 




6.3. Entsorgung des Klärschlamms 

Bei der Reinigung des kommunalen Abweissers fällt Schlamm an. Tabelle 7 
und Graphik 2 verdeutlichen die Klärschlammengen, die im Zuge der 
Durchführung der Richtlinie erzeugt werden, sowie die geplante Entsorgung 
dieses Schlamms. 

Die Gesamtmenge des erzeugten Klärschlamms würde für alle 13 
Mitgliedstaaten, die Informationen übermittelt haben, von 5,5 Millionen 
Tonnen Trockensubstanz im Jahre 1992 auf 8,3 Millionen Tonnen im Jahre 
2005 steigen. Festzustellen ist eine Zunahme des zur Verwertung in der 
Landwirtschaft und in den Böden sowie zur Verbrennung vorgesehenen 
Anteils sowie ein leichter Rückgang des für Deponien vorgesehenen Anteils. 
Nach Durchführung der Richtlinie dürften 53 % des gesamten Klärschlamms 
verwertet worden sein. 
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Ganz allgemein geht die Kommission davon aus, daß die Verwertung des 
Klärschlamms gefordert werden muß, da sie eine dauerhafte Lösung 
darstellt, sofern die Qualität des verwertbaren Klärschlamms mit den Zielen 
des Gesundheits- und Umweltschutzes zu vereinbaren ist. 

Die Einbringung von Klärschlamm in Oberflächengewässer wird in Spanien, 
Irland und dem Vereinigten Königreich praktiziert. Spanien plant, diese 
Einbringung entgegen den Vorschriften der Richtlinie auch über das Jahr 
1998 hinaus fortzusetzen. 

Tabelle 7: Voraussichtliche Entsorgung von Klärschlamm (in 1000 Tonnen 
Trockensubstanz pro Jahr)” 


Jahr 

Ents. 

B 

DK 

H 

GR 

E 

F 

IRL 

B 

NL 

B 

B 

FIN 

UK 

Gee. 


Gew. 

- 

- 

- 

- 

38 

- 

14 

- 

- 

- 

- 

- 

282 

334 


Verw. 

17 

110 

1.018 

1 

275 

402 

4 

5 

134 

63 

38 

87 

472 

2.626 

1992 

Depo. 

34 


isa 

65 

180 

131 

16 

4 

177 

58 

75 

63 

130 

1.804 


Verbr. 




- 

35 

110 

- 

- 

12 

66 

- 

- 

90 

627 


k.A. 

8 

- 

70 

- 

- 

- 

3 

- 

1 

3 

13 

- 

24 

122 


Ges. 

59 

175 

2.208 

66 

528 

643 

37 

9 

324 

190 

126 

150 

998 

5.513 


Gew. 

- 

- 

- 

- 

54 

- 

15 

- 

- 

- 

- 

- 

267 

336 


Verw. 

22 

120 

1.151 

1 

390 

489 


7 

95 

63 

44 

86 

648 

3.123 

1995 

Depo. 

39 

25 

857 

65 

257 

114 

D 

3 

192 

58 

88 

72 

114 

1.898 


Verbr. 

- 

40 

411 

- 

50 

161 

■■ 

- 

56 

66 

- 

- 

110 

894 


k.A. 

17 

- 

93 

- 

- 


4 

- 

23 

3 

15 

- 

19 

174 


Ges. 

78 

185 

2.512 

.66 

751 

764 

40 

10 

366 

190 

147 

158 

1.158 

6.425 


Gew. 

- 

- 

- 

- 

57 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

240 

297 


Verw. 

33 

125 

1.270 

4 

410 

572 

25 

9 

100 

68 

74 

85 

672 

3.447 

1998 

Depo. 

37 

25 

744 

82 

268 

92 

17 

1 

108 

58 

147 

65 

118 

1.762 


Verbr. 

11 

50 

558 

- 

52 

214 

- 

3 

150 

66 

» 

- 

144 

1.248 


k.A. 

32 

- 

89 

- 

- 

- 

1 

- 

23 

4 

25 

- 

19 

193 


Ges. 

113 

200 

2.661 

86 

787 

878 

43 

13 

381 

196 

246 

150 

1.193 

6.947 


Gew. 

m 

- 

- 

- 

57 


- 

- 

- 

- 

- 

■ 


57 


Verw. 

19 

125 

1.334 

6 

578 

640 

65 

9 

110 

68 

104 


1.014 

4.183 

2000 

Depo. 

mm 

25 

608 

90 

360 

71 

35 

1 

68 

58 

209 


111 

1.739 


Verbr. 

11 

50 

732 

- 

74 

269 

- 

3 

200 

66 

- 

- 

326 

1.731 


k.A. 

37 

- 

62 

- 

- 

- 

- 

- 

23 

4 

35 

- 

19 

198 


Ges. 

131 

200 

2.736 

96 

1.069 

980 

100 

13 

401 

196 

348 

150 

1.470 

7.890 


Gew. 

- 

- 

- 

- 

57 


- 


- 




. 

57 


Verw. 

47 

125 

1.391 

7 

589 

765 

84 


110 

68 

108 

115 

1.118 

4.536 

2005 

Depo. 

40 

25 

500 

92 

367 

- 

29 

1 

68 

58 

215 

45 

114 

1.554 


Verbr. 

14 

50 

838 

- 

75 

407 

- 

B 

200 

65 

- 


332 

1.985 


k.A. 

58 

- 

58 

- 

- 

- 

- 

n 

23 

4 

36 

- 

19 

198 


Ges. 

159 

200 

2.787 

99 

1.088 

1.172 

113 

B 

401 

195 

359 

160 

1.583 

8.330 


Ents. = Entsorgung, Ges. = Gesamt, Gew. = Einleitung in Oberflächengewässer, Verw. = Verwertung in der 
Landwirtschaft und in Böden, Depo. = Deponien, Verbr. = Verbrennung, k.A. = keine Angabe. 


Schweden hat keine Daten über die Entsorgung von Klärschlamm geliefert. 
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Graphik 2: Aufschlüsselung der Klärschlammentsorgung (in 1000 Tonnen 
Trockensubstanz pro Jahr) 
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6.4. InvestitionsprogDOsen 

Tabelle 8: Voraussichtliche Investitionen 1993-2005 in Kanalisationen und 
Abwasserbehandlungsanlagen (in Mrd. ECU - Preis 1994-1995“) 





Österreich 


Portugal 


Schweden 


Spanien 


Vereinigtes 

Königreich 



Kanali-i 

satrbn. 

w 

;S|!iandJ: 

Gesam 

, V 

;§g; 

' t.Qt 

1,40 

2,41 

1,30 

1,30 

2,60 

25,89 

24,66 

50,55 

0,65 

0,37 

1,02 

4,94 

3,74 

8,68 

0,44 

0,73 

1.17 

0,34 

0,79 

1,13 

0,00 

0,25 

0,25 

1,10 

1,83 

2,93 

5,20 

1,42 

6,62 

1,41 

0,87 

2,28 

1,00 

1,20 

2.20 

3,68 

4,90 

8,58 

1,47 

7,20 

8,67 

48,43 

50,66 

99,09 





0,15 

0,35 

0,50 

0,00 

0,02 

1 

0,02 

0,00 

0,00 

0,00 

2,47 

0,70 

3.17 

0,04 

0,07 

0,11 

0,40 

0,30 

0,70 

1,03 

1,26 

2,29 

1,31 

2,55 

3,86 

i 

20,09 

US 

31,15 

i 1993-^ 

1000 Zahlen an. 


1.77 

2,14 

3,90 

2,40 

1,70 

4,10 

35,30 

28,87 

64,17 

1,00 

0,55 

1,55 

8,02 

4,02 

12,04 

0,44 

0,73 

! 

1,17 

0.49 

1,14 

1,63 

0,00 

0,27 

0,27 

1,10 

1,83 

2,93 

7.67 

2,12 

9,80 

1,46 

0,94 

2,40 

! 

1,40 

1,50 

2,90 

4,70 

6,15 

10,87 

2,78 

9,74 

12,53 

68,53 

t- . / F 

61J0 

I " k 

130,26 


Tabelle 8 und Graphik 3 zeigen, welche Investitionen Mitgliedstaaten 
planen, um der Richtlinie nachzukommen. Die Investitionen belaufen sich 
auf insgesamt 130 Milliarden ECU, von denen 53% auf Kanalisationen xmd 
47% auf Abwasserbehandlungsanlagen entfallen. 


' Wert 1996-1997 fllr das Vereinigte Königreich. 
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Deutschland allein plant, 49% der vorgesehenen Investitionen 
vorzunehmen^®. 

Die Verteilung der Investitionen auf die Bereiche Sammlung und 
Behandlung ist in den Mitgliedstaaten sehr uneinheitlich. Die Sammlung 
macht in Dänemark, Deutschland, Frankreich, Österreich, Portugal und 
Finnland mehr als 50%, im Vereinigten Königreich jedoch nur 22% aus. 
Luxemburg plant keine Investitionen in Kanalisationen. 

Die wichtigsten, in die Investitionsprognose einfließenden Faktoren sind: 

- der Ausgangszustand der Kanalisationen und kommunalen 

Abwasserbehandlungsanlagen vor Durchführung der Richtlinie, 

- die Verbesserungen, die im Bereich der Kanalisation erforderlich sind, 
um das gesamte zu reinigende Abwasser zu den Kläranlagen zu leiten, 
Leckagen vorzubeugen und die Verschmutzung der aufiiehmenden 
Gewässer durch Regenüberläufe zu begrenzen, 

- die Verbesserungen, die im Bereich der Abwasserbehandlungsanlagen 
erforderlich sind, um das kommunale Abwasser mit der in der Richtlinie 
geforderten Gründlichkeit zu reinigen, die von der Größe der Gemeinden 
und von der Empfindlichkeit der aufhehmenden Gewässer abhängig ist, 
wobei auch hier Regenüberläufe zu berücksichtigen sind, 

- besondere standortbedingte, städtebauliche und klimatische 

Rahmenbedingungen, 

- die Arbeits- und Anlagenkosten. 

Die Graphik 4 enthält für jeden Mitgliedstaat die Höhe der Investitionen je 
Einwohnerwert. Sie schwankt zwischen 112 ECU je EW in Griechenland 
und 602 ECU je EW in Deutschland. Die durchschnittlichen Kosten aller 14 
Mitgliedstaaten betragen 307 ECU je EW. Bei angenommener 
gleichmäßiger Verteilung dieser Investitionen über die 13 Jahre der 
Durchführung der Richtlinie würden die durchschnittlichen 
Investitionskosten bei konstanten Preisen von 1994-1995 23,6 ECU pro Jahr 
und Einwohnerwert betragen, so daß sich bei einem durchschnittlichen 
jährlichen Wasserverbrauch von 55 m’ je Verbraucher durchschnittliche 
Investitionskosten von ca. 0,43 ECU je m’ Wasserverbrauch ohne 
Finanzierungsaufwand und Abschreibungen ergeben würden. 

Die Graphik 4 zeigt, daß eine Gruppe von 7 Mitgliedstaaten (Deutschland, 
Österreich, Dänemark, Belgien, Irland, Schweden und Finnland) deutlich 
über diesen Durchschnittskosten liegt, während die zweite Gruppe von 6 


” Die hohen Kosten in Deutschland lassen sich erklären mit dem Umfang der an der Kanalisation und in 
den Behandlungsanlagen vorzunehmenden Verbesserungen, die vor allem in den neuen 
Bundesländern erforderlich sind, mit dem Behandlungsgrad (Drittbehandlung), der zur Bekämpfimg 
der Eutrophierung von Nord- und Ostsee im größten Teil des Landes erforderlich ist, mit dem Umfang 
der Regenüberläufe und mit den hohen Arbeits- und Anlagenlcosten in Deutschland. 
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Mitgliedstaaten (Frankreich, Niederlande, Vereinigtes Königreich, Spanien, 
Portugal und Griechenland) deutlich darunter liegt. 

Dabei ist darauf hinzuweisen, daß diese Investitionen aus den Strukturfonds 
und dem Kohäsionsfonds der Gemeinschaft bezuschußt werden können. Was 
den Kohäsionsfonds angeht, so wurden die im Rahmen der Richtlinie in der 
Zeit von 1995 bis 1999 im Umweltsektor getätigten bzw. geplanten 
Investitionen als vorrangig betrachtet. Es wird beispielsweise geschätzt, daß 
im Fall Spaniens nahezu 30% der für diesen Zeitraum geplanten 
Gesamtinvestitionen vom Kohäsionsfonds mitfinanziert werden. 

Graphik 3: Voraussichtliche Investitionen im Zeitraum 1993-2005 (in Mrd. ECU - 
Preis 1994-1995”) 
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Graphik 4: Voraussichtliche Investitionen je Einwohnerwert 



Preis 1996-1997 fllr das Vereinigte Königreich. 
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7. Anstehende Termine der Richtlinie und Aufgaben der Kommission 

Die nächsten Termine der Mitgliedstaaten, bis zu bzw. ab denen sie ihrer Verpflichtung 
zur Umsetzung imd Anwendung der Richtlinie nachzukommen haben, werden in 
chronologischer Reihenfolge genannt: 

- 30. September 1998: Umsetzung der Richtlinie 98/15/EG vom 27. Februar 1998 zur 
Änderung der Richtlinie 91/271 /EWG, 

- 31. Dezember 1998: Anwendung der Richtlinie in bezug auf das Sammeln vmd 
Behandeln von kommunalem Abwasser aus Gemeinden mit mehr als 10.000 
Einwohnerwerten, das in Wassereinzugsgebiete empfindlicher Gebiete eingeleitet 
wird (Artikel 3 imd 5), 

- 31. Dezember 1998: Anwendimg allgemeiner Regelimgen oder Registrierungs- oder 
Genehmigungspflicht für die Entsorgung von Klärschlamm (Artikel 14 Absatz 2), 

- 31. Dezember 1998: Einstellimg der. Einbringxmg von Klärschlamm in Oberflächen- 
gewässer, 

- 30. Juni 1999: Veröffentlichung der Lageberichte und ihre Weiterleitimg an die 
Kommission (Artikel 16), anschließend alle zwei Jahre, 

- 30. Juni 2000: Übermittlimg einer aktuellen Fassung des Durchfiihrungsprogramms 
(Artikel 17), anschließend alle zwei Jahre; 

- 31. Dezember 2000: Anwendung der Richtlinie in bezug auf das Sammeln imd 
Behandeln von kommunalem Abwasser aus Gemeinden mit mehr als 15.000 
Einwohnerwerten, das nicht in Wassereinzugsgebiete empfindlicher Gebiete 
eingeleitet wird (Artikel 3, 4 und 6), 

- 31. Dezember 2000: Anwendung der Richtlinie in bezug auf biologisch abbaubares 
Industrieabwasser aus Betrieben der in Anhang III aufgeführten Branchen, das nicht in 
kommunalen Abwasserbehandlungsaiüagen behandelt wird (Artikel 13), 

- 31. Dezember 2005: Anwendung der Richtlinie in bezug auf das Sammeln und 
Behandeln von kommunalem Abwasser aus kleineren als den oben genatmten 
Gemeinden (Artikel 3, 4, 6 und 7). 

Zusätzlich zu den Terminen für die künftigen Verpflichtungen sind die ständige 
Verpflichtung zur Überwachung der Einleitungen und Gewässer und der Entsorgung des 
Klärschlamms (Artikel 15) sowie die Veipflichtung zur vieljährlichen Überprüfung der 
Liste der empfindlichen und weniger empfindlichen Gebiete (Artikel 5 und 6) zu nennen. 

Die Kormnission hat sich im Zusammenhang mit der Überwachung der Durchführung 
der Richtlinie für die kommenden zwei Jahre folgende Aufgaben gestellt: 

- wie bisher Überprüfung der ordnungsgemäßen Umsetzung, 

- nach wie vor Bewertung der Ausweisung empfindlicher und weniger empfindlicher 
Gebiete durch die Mitgliedstaaten, 




Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


-33- 


Drucksache 14/1343 


- Anforderung von Informationen über den Ausrüstimgsgrad, die Überwachung der 
Einleitungen und Gewässer und die Entsorgung des Klärschlamms entsprechend den 
genannten Terminen und Bewertung dieser Informationen in Zusammenarbeit mit der 
Europäischen Umweltagentur, 

- Überprüfung der Übereinstimmung der von der Gemeinschaft finanzierten Projekte 
mit den Vorschriften der Richtlinie, 

- Bewertung der von den Mitgliedstaaten erhaltenen Lageberichte und der aktualisierten 
Fassungen der Durchfuhrungsprogramme und alle zwei Jahre Veröffentlichen eines 
zusammenfassenden Berichts (der nächste im Jahr 2000) in Zusammenarbeit mit der 
Europäischen Umweltagentur, 

- Bearbeitung von Anträgen auf Ausnahmegenehmigungen, 

- Einleitung und Verfolgimg von Vertragsverletzungsverfahren, 

- Leitung des in Artikel 18 der Richtlinie vorgesehenen Ausschusses zur Überwachung 
der Richtlinie, der mindestens einmal pro Jahr tagt. 


8. Schlussfolgerungen 

Mit Ausnahme Italiens haben alle Mitgliedstaaten, wenn auch mit bisweilen erheblicher 
Verzögerung, die Richtlinie über kommunales Abwasser in nationales Recht umgesetzt 
und ein DurchfÜhrungsprogramm aufgestellt. Vertragsverletzungsverfahren wegen nicht 
vorschriftsmäßiger Umsetzung oder nicht richtliniengerechter Durchfiihrungsprogramme 
oder wegen Nichtausweisung der empfindlichen Gebiete wurden gegen einige 
Mitgliedstaaten angestrengt. In anderen Fällen überprüft die Kommission derzeit noch 
die Vorschriftsmäßigkeit der Umsetzungen und Ausweisungen. 

Die von 14 Mitgliedstaaten erhaltenen Durchfuhrungsprogramme belegen, daß es 
möglich ist, die künftigen Fristen für die Anwendung der Richtlinie in den 17.351 
betroffenen Gemeinden, die eine organische Belastung von 424 Millionen 
Einwohnerwerten - die Gemeinden Italiens nicht mitgerechnet - darstellen, zu erfüllen. 
Bislang haben nur Belgien für die Gemeinde Brüssel und Italien für die Gemeinde 
Mailand mitgeteilt, daß ihnen die Einhaltung der in der Richtlinie vorgeschriebenen 
Termine nicht möglich sei. Diese Programme sind mit ihren erheblichen finanziellen 
Konsequenzen (130 Milliarden ECU für die 14 Mitgliedstaaten) ein Zeichen für das 
Bestreben der Mitgliedstaaten, die Sammlung und Behandlung von kommunalem 
Abwasser wesentlich zu verbessern, um dadurch die Wasserqualität im Sinne des 
Gesundheits- und Umweltschutzes anzuheben. 

In Anbetracht dieser Faktoren hält die Kommission eine Überarbeitung der Richtlinie 
derzeit nicht für notwendig. 

Die Kommission wird ab 1999 prüfen, ob die Vorausschätzungen in den Durch- 
führungsprogrammen erfüllt wurden, insbesondere bezüglich des Ausrüstungsgrads von 
Gemeinden mit mehr als 10.000 Einwohnerwerten in Wassereinzugsgebieten von 
empfindlichen Gebieten und bezüglich der Entsorgung des Klärschlamms. 




□ Bl 
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Sehr geehrte Damen und Herren, 

der Anstieg der Kosten und Gebühren in der Abwasserentsorgung, insbesondere in den neuen 
Bundesländern, ist seit Jahren mit einer teilweise heftig geführten öffentlichen Diskussion verbun- 
den. International wird Deutschland als „Weltmeister“ mit den höchsten Trinkwasserpreisen und 
Abwassergebühren dargestellt. 

Auch auf EU-Ebene werden wir zunehmend mit der Problematik eines korrekten Gebührenver- 
gleichs und Fragen zur Gestaltung kostendeckender Gebühren, wie z. B. bei der Ausarbeitung 
einer Richtlinie des Rates zur Schaffung eines Ordnungsrahmen für Maßnahmen der Gemeinschaft 
im Bereich der Wasserpolitik (Wasserrahmenrichtlinie), befaßt. 

Vor diesem Hintergrund haben das Bundeswirtschafts- und Bundesumweltministerium das For- 
schungsvorhaben „Vergleich der Abwassergebühren im europäischen Rahmen“ vergeben, um in 
einer Ursachenanalyse die tatsächlichen Verhältnisse der Preis- und Gebührengestaltung im euro- 
päischen Rahmen zu ermitteln, die Einflußfaktoren auf Kosten und Gebühren darzustellen und 
Verbesserungsspielräume aufzuzeigen. In den Vergleich mit Deutschland vvmrden die Mitglied- 
staaten Dänemark, Frankreich, Italien, Österreich und Großbritannien einbezogen. 

Beiliegend übersende ich Ihnen eine Kurzfassung des Ergebnisberichtes zur gfl. Kenntnisnahme 
und weiteren Verwendung. Insbesondere möchte ich auf die Schlußfolgerungen und Thesen zur 
Bewertung der Ergebnisse aufinerksam machen. 

Es ist geplant, in Zusammenarbeit mit der Abwassertechnischen Vereinigung e. V. (ATV) zur 
breiteren Diskussion dieses Gutachtens im Herbst 1999 einen supranationalen Workshop auszu- 
richten. 


Mit freundlichen Grüßen 
im Auftrag 


r 



Dr. Kampe 
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Abwassergebühren im Europäischen Vergleich 


1 Einleitung 

International wird die Auffassung vertreten, Deutschland sei das Land der höchsten Trink- 
wasserpreise und Abwassergebühren. Nach einem Bewertungsbericht der Weltbank sei dies auf 
überhöhte Technikanforderungen und mangelnde Kosteneffizienz zurückzuführen. 

Vor diesem Hintergrund hat das deutsche Bundesministerium für Wirtschaft in Zusammenarbeit 
mit dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit ein Forschungsvor- 
haben mit dem Titel: "Vergleich der Abwassergebühren im europäischen Rahmen” vergeben, in 
dessen Rahmen ein Preis- und Gebührenvergleich ausgewählter europäischer Mitgliedstaaten 
vorgenommen und Gründe für die staikturellen Preisunterschiede aufgezeigt werden. 

Die in diesem Vergleich berücksichtigten Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind 
Dänemark, Deutschland, Frankreich, Italien, Österreich und Großbritannien (England und 
Wales). Dabei steht Deutschland im Zentrum, weshalb die Abwassergebühren sowie die ihnen 
zugrunde liegenden Kostenfaktoren hier wesentlich detaillierter untersucht wurden als in den 
anderen Staaten. 

2 Abwassergebühren in Deutschland 

ln Deutschland waren 1995 knapp 72,5 Mio. Einwohner (= 92%) mit insgesamt 117,4 Mio. 
Einwohnerwerten (inkl. Gewerbe) und 9,9 Mio. m^ Abwasser an die öffentliche Kanalisation 
angeschlossen. Die Abwasserreinigung erfolgte zu 88,6 % biologisch in 10.390 Klärwerken. 

Nach Umfragen des Bundesverbandes der deutschen Gas- und Wasserwirtschaft und den 
neuesten Erhebungen der Abwassertechnischen Vereinigung wurde in Deutschland eine 
durchschnittliche einwohnerspezifische Abwassergebühr von 215,- DM/a (Stand 1996, inkl. 
Beitrag) und eine spez. Abwassergebühr von 4,61 DM/m® (Frischwasserverbrauch) ermittelt 
(Stand 1997, inkl. Grundgebühr) (Abbildung 1). Die derzeit neueste Studie der ATV (1997) hat 
demgegenüber 4,62 DM/m® ergeben. 

Setzt man den Anschlußgrad an Abwassen’einigungsanlagen (Abbildung 2) mit den durch- 
schnittlichen Abwassergebühren der Länder in Beziehung, ergibt sich - insbesondere bei 
separater Betrachtung der alten und neuen Bundesländer - als grober Trend: hohe Anschluß- 
grade korrelieren mit hohen Abwassergebühren (Abbildung 3). Abweichungen lassen sich auf 
die unterschiedlichen kalkulatorischen und technischen Randbedingungen zurückführen. 
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Quelle: [ATV, 1997, BGW, 1998, WASSER UND BODEN. 7/1998], 


Abbildung 2: Anschlußgrad der Bevölkerung an öffentliche Kanäle und Abwasser- 

reinigungsanlagen in den Bundesländern 
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Quelle: [STATISTISCHES BUNDESAMT, Zahlen 1995, teilweise aktualisiert] 
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Abbildung 3: Der Anschiußgrad an kommunale Kläranlagen im Vergleich zur 
durchschnittlichen Abwassergebühr^ 



Im Gnjndsatz können die Kommunen Investitionen und Betriebskosten im Abwasserbereich 
durch Vereinnahmung von Entgelten (d.h. Gebühren und Beiträgen) refinanzieren; ein 
Rechtsanspruch auf Zuwendungen von den Ländern oder vom Bund besteht nicht Die 
Erhebung von Gebühren sowie Beiträgen ist in den Kommunalabgabengesetzen (KAG) der 
einzelnen Bundesländer festgelegt. Das KAG verlangt prinzipiell die Anwendung betriebswirt- 
schaftlicher Grundsätze. Nach dem "Kostendeckungsprinzip” dürfen die Erlöse einer Gemeinde 
aus den Abwassergebühren und Beiträgen insgesamt nicht höher sein als die tatsächlich 
entstehenden Kosten. Zum anderen ist die Gebühr so zu kalkulieren, daß für die Gemeinde kein 
Fehlbetrag entsteht. (Dies schließt in der Praxis nicht aus, daß z.B. bei Großstädten erhebliche 
Einnahmeüberschüsse oder bei Gemeinden mit hohen spezifischen Ausgaben erhebliche 
Einnahmedefizite vorhanden sind.) 

Generell bleibt es der Gemeinde freigesteltt, neben den Gebühren (DM/rrf* oder DM/rrF für 
Regenwasser) auch Beiträge und in manchen Ländern Grundgebühren (DM/Monat) zu erheben. 
Wird auf die Erhebung von Beiträgen verzichtet, führt dies zu einer Erhöhung der Gebührenbela- 
stung, da in aller Regel ein größeres Kreditvolumen für die notwendigen Investitionen in 
Anspruch genommen werden muß. Werden Beiträge erhoben, fallen die laufenden Gebühren 
aufgrund der geringeren kalkulatorischen Verzinsung und der geringeren Finanzierungskosten 
entsprechend niedriger aus. Deshalb muß bei einem Vergleich stets die Summe von Beiträgeri 
und Gebühren einfließen. Ebenso sind Zuwendungen Dritter wie Landeszuwendungen, 


’ Es ist zu berücksichtigen, daß die Daten zur Abwassergebühr und zum Anschlußgrad nicht dem 
selben Jahr entstammen. Die tendenzielle Aussage wird jedoch dadurch nicht beeinträchtigt. 







Drucksache 14/1343 


-42- 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Zuschüsse aus Bundesmitteln (z.B. Stmkturhiife) usw. einzurechnen, welche die von der 
Gemeinde zu finanzierenden Investitionskosten reduzieren und dadurch die Gebühren senken. 

Steigende Bevölkerungsdichten - als Maß für zunehmende Verstädterung - korrelieren nicht 
generell mit einem sinkenden Gebührenniveau. Betrachtet man beispielsweise die Daten zur 
Abwassergebühr ausgewählter Kreisstädte Nordrhein-Westfalens, steigt die Abwassergebühr 
analog zur Bevölkerungsdichte in Städten bis 2000 E/krrr*. Dagegen ist in Städten mit mehr als 
2000 Einwohnem/km* die Abwassergebühr um so niedriger, je höher die Besiedlungsdichte ist. 
Dieses Ergebnis zeigt, daß die Abwassergebühren nicht unmittelbar von den Abwasserkosten 
bestimmt sind. Weil letztere im wesentlichen von den Kapitalkosten abhängen, und weil hierbei 
der Kanalbau dominiert, müßten die Gebühren mit fallender spezifischer Kanallänge (m/E) bzw. 
dem sog. Metermengenwert (m^/m*a) und entsprechend mit der Besiedlungsdichte (E/km^) fallen 
- und nicht etwa zunehmen! Offensichtlich gibt es andere Faktoren als die direkten (tatsächli- 
chen) Abwasserkosten, welche die Gebühren bestimmen. 

Ebensowenig läßt sich der Einfluß der "technischen Standards” für Abwasserentsorgungs- 
anlagen auf die Abwassergebühren quantifizieren. Standards der Abwasserableitung und - 
reinigung sind u.a. in den DIN-Blättem und in den ATV-Regelwerken definiert Gesetzliche 
Vorgaben, die nicht von einer Stadt/Gemeinde beeinflußt werden können, sind z.B. sogenannte 
Eigenkontrollverordnungen oder immissionsbezogene höhere Anforderungen an die Abbaulei- 
stung der Kläranlage. Ist z.B. der Ausbau einer Kläranlage mit einer Nitrifikations- 
/Denitrifikationsanlage vorgeschrieben, fallen enteprechend höhere Investitionskosten an. In aller 
Regel sind solche Klän^erke gleichzeitig auch in anderen Teilen saniert und modernisiert worden 
(bis hin zum Betriebsgebäude), weshalb sich die Kosten der Gesamtmaßnahme erhöhten. Der 
Anteil für die weltergehende Reinigung (N und P-Elimination, ohne UV Desinfektion) macht 
jedoch lediglich 6 - 7 % der Gesamtkosten aus. Eine Absenkung der Reinigungsanfordervngen 
hätte die Abwassergebühren kaum verringern können. 

Bedingt durch den allgemeinen Preisverfall im Bau- und Anlagenbau, aber auch durch den 
technischen Fortschritt und zunehmenden Wettbewerb und Rationalisierungsdruck haben sich 
die Einheitspreise für Abwasseranlagen in den letzten Jahren reduziert. 

Weitere Einsparpotentiale zur Begrenzung des unvermindert anhaltenden Kosten- und 
Gebührenanstiegs liegen vor allem in der konzeptionellen Phase des Planungsprozesses für 
Bau bzw. Ausbau von Kläranlagen und Kanalisation. Zudem bietet die 1996 verabschiedete 
Novelle des Wasserhaushaltsgesetzes eine Reihe von Erleichterungen (Nutzung dezentraler 
Konzepte: Beschränkung der UVP-Pflicht bei Em’chtung und wesentlichen Änderungen großer 
Kläranlagen auf sachlich gebotene Fälle; Einführung der Verfahrenserleichterung für schadlose 
Regenwasserversickerung durch die Länder, Ermächtigung der Länder, die volle Übertragung 
der Abwasserbeseitigungspflicht auf Private zuzulassen). 

In der Bundesrepublik Deutschland haben sich entsprechend den Vorgaben der Landes- 
wassergesetze unterschiedliche Organisationsformen für die Abwasserbeseitigung heraus- 
gebildet. Die Abwasserentsorgung ist traditionell in die kommunale Verwaltung integriert oder nur 
beschränkt verselbständigt. Regie- und Eigenbetriebe stellen die klassischen Organisationsfor- 
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men der kommunalen Abwasserbeseitigung dar. Tendenziell ist ein Trend zur Verselbständigung 
der Abwasserentsorgung von Regie- zu Eigenbetrieben festzustellen, da der Regiebetrieb 
vielfach nicht mehr als zeitgemäß angesehen wird. 

Aufgrund der wachsenden Finanzprobleme und der Tatsache, daß Einnahmeüberschüsse aus 
der Abwasserbeseitigung nicht mehr so einfach zu erzielen sind, neigen die Städte vermehrt 
dazu, privatrechtliche Organisationsformen einzuführen und den Anlagenbestand sowie das 
Personal aus dem allgemeinen Haushalt (Regiebetrieb) und den Nebenhaushatten (Eigenbe- 
trieb) herauszulösen. Das größte Hindernis dabei ist die Steuerpfiicht, der die privatrechtlichen, 
nicht jedoch öffentlich-rechtlichen Abwasserbetriebe unterliegen. Von den relativ hoch 
verschuldeten Kommunen über 100.000 EW betreiben bislang noch 92 % die Abwasserentsor- 
gung in öffentlich- rechtlichen Betriebsformen (Zweckverband, Eigenbetrieb, Regiebetrieb). “Der 
gleichberechtigte Submissionswettbewerb zwischen privaten und kommunalen Entsorgem um öffentliche 
Aufträge ist vermutlich ... erst mittelfristig zu erreichen, da die Möglichkeiten der Quersubventionierung in 
den Kommunen rKx^i zu zahlreich sind und die öffentlichen Entsorger ein angemessenes Rechnungswesen 
erst rKx^i aufbauen müßten.* [EWERS, 1997] 

Im Falle einer steuerlichen Gleichstellung (sog. Entsorgungssteuerreform) wäre eine privatwirt- 
schaftlicher Ausrichtung der Organisationsstrukturen mit verbesserter Kosteneffizienz zu 
erwarten. 


3 Abwassergebühren in ausgewähiten EU-Staaten 

3.1 Dänemark 

Die Siedlungsstruktur in Dänemark weist große Gegensätze auf. Zum einen leben rund ein 
Viertel der Bevölkerung im Ballungsraum Kopenhagen, zum anderen leben etwa ein Drittel in 
Gemeinden und Ortschaften mit weniger als 10.000 Einwohnern. In weiten Teilen Dänemarks ist 
die Besiedlungsstruktur so, daß ein Anschluß der Grundstücke an eine zentrale Abwasserbesei- 
tigung nicht möglich oder nicht sinnvoll ist. Etwa 77 % der dänischen Grundstücke sind an 
Kläranlagen angeschlossen und 90,6 % der angeschlossenen Grundstücke leiten in kommunale 
Kläranlagen ein^. 

Dänemark ist ein Staat, in dem die Abwasserbeseitigung nicht ausschließlich von den 
Kommunen durchgeführt wird, sondern zu einem erheblichen Teil noch "privat" im Sinne von 
privater Selbstversorgung (oder besser -entsorgung) durch die Grundeigentümer, zum Teil auch 
in nachbarschaftlichen Verbänden. Zum überwiegenden Teil sind jedoch die Kommunen 
zuständig. 277 Kommunen und 14 Kreise stellen den Bau und den Betrieb der Anlagen sicher. 
Seit den siebziger Jahren müssen die Kommunen Abwasserbeseitigungspläne erstellen und 
deren Durchführung über kommunale Steuern und Gebühren finanzieren (Selbstfinanzierung). 


2 


Die Datenbasis in Dänemark läßt die Angabe des Anschlußgrades in Prozent der Bevölkerung, die 
an kommunale Kläranlagen angeschlossen ist, nicht zu. 
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Die Abwasserbeseitigung ist in den Kommunen zum Großteil noch in Regiebetrieben organisiert 
und daher in den allgemeinen kommunalen Haushalt integriert. 

Aufgrund des generell schleppenden Fortschritts im Gewässerschutz erzwang der Staat seit den 
achtziger Jahren nicht nur eine strengere Anwendung des Kostendeckungsprinzips für Betriebs- 
und Kapitalkosten sondern auch eine Beschleunigung der Investitionen in die Abwasserbeseiti- 
gung. Die Kommunen erheben einen einmaligen Anschlußbeitrag für Erstanschlüsse und eine 
Gebühr für die Abwassersammlung und -behandlung. Dabei steht es ihnen frei, unter Beachtung 
des Kostendeckungsprinzips über Methoden der Gebührenberechnung und Tarifstrukturen 
selbst zu entscheiden. In den meisten Kommunen wird die Abwassergebühr auf Basis der 
verbrauchten Wassermenge erhoben. In etwa 50-60% der Haushalte wird der Verbrauch jedoch 
nicht gemessen und muß jährlich geschätzt werden. 

Die Abwassergebühren in Dänemark lagen 1995 bei durchschnittlich 13 DKr pro m^ (3,42 DM 
pro m^) im ungewichteten Mittel. Die Kosten der Beseitigung von Regenwasser werden von den 
Haushalten getragen. 

Ein Grundsatz der kommunalen Finanzierung der Abwasserbeseitigung in Dänemark ist das 
Prinzip der ökonomischen Neutralität oder 'abgeschlossenen Selbständigkeif CHvile-Hsig-selV). 
Dieser Grundsatz ist dem in Deutschland anzuwendenden Kostendeckungsprinzip und 
Kostenüberschreitungsverbot ähnlich. Ein wichtiger Unterschied besteht darin, daß ein Ausgleich 
der Einnahmen und Ausgaben (mit Zweckbindung) über mehrere Jahre erlaubt ist und damit die 
Bildung von Rücklagen und Rückstellungen bzw. die Kredittilgung ermöglicht wird. 

Das Anlagevermögen der dät^schen Abwassersammlung (inkl. für Regenwasser) nach 
Wiederbeschaffungswerten kann mrt rund 200 Milliarden DKr oder 52,3 Milliarden DM geschätzt 
werden [KRAGH, 1998, S. 17]. Dies entspricht einem Wert von 43.500 DKr oder 1 1.370 DM pro 
Kopf der angeschlossenen Bevölkerung. 

Seit den achtziger Jahren gibt es in der Abwasserbeseitigung Dänemarks keine direkten 
Subventionen mehr. Es werden jedoch gelegentlich zinsgünstige Darlehen für Ersatzinvestitio- 
nen im Bereich der Abwassersammlung vergeben, wobei Details über Umfang, Konditionen und 
wirtschaftliche Auswirkungen nicht bekannt sind. 

Seit 1989 unterliegt die dänische Abwasserbeseitigung der Mehnwertsteuer zum allgemeinen 
Satz von 25 % [KRAGH, 1998, S, 27]. 

Gegenwärtig gibt es eine öffentliche Diskussion bezüglich der Abwasserbeseitigung in dünn 
besiedelten Regionen. Es steht zur Debatte, ob zusätzliche Kosten von 20.000 bis 30.000 DKr 
oder 5.200 bis 7.800 DM pro Haus ohne ausreichende Reinigungsanlage, gerechtfertigt sind. Es 
müßten 30-50 % der Häuser in ländlichen Gebieten (ca. 64.000 Häuser) neu angeschlossen 
werden. 
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3.2 Frankreich 

Die Bevölkerungsstmktur Frankreichs weist zwei Extreme auf: Zum einen wohnen rund 43,3 
Prozent der Bevölkerung in Großstädten mit mehr als 100.000 Einwohnern, zum anderen leben 
mnd 27,8 Prozent in ländlichen Regionen in Kommunen mit weniger als 2.000 Einwohnern. Zählt 
man die Kommunen mit 2.000 bis 10.000 hinzu, so steigt der Anteil der Bevölkerung auf 43,8 %. 

Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung sind in Frankreich viel enger miteinander verknüpft 
als in Deutschland. Ein Grund dafür ist, daß die rechtlichen Rahmenbedingungen für beide 
Sparten in Frankreich relativ ähnlich sind. 

Vor dem Hintergrund eines internationalen Vergleiches von Abwassergebühren ist die finanzielle 
Verknüpfung von Wasservereorgung und Abwasserbeseitigung ein wesentlicher Punkt. In 
Frankreich sind Wasserzähler die Regel und es findet sich (wie in Deutschland) eine Tendenz, 
von der Verbrauchsmessung pro Gmndstück (Anschluß) auf die Messung pro Wohnung 
überzugehen. Für die Berechnung von Abwassergebühren ist der Wasserverbrauch (Frischwas- 
sermaßstab) ausschlaggebend. Darüber hinaus gibt es gesonderte Abgaben oder Entgelte, die 
auf den Wasserverbrauch erhoben werden und anschließend der Abwasserbeseitigung zugute 
kommen. Schließlich ist es einfach eine französische Gewohnheit, von Wasserdienstleistungen' 
(Services de feau) als Einheit zu sprechen, womit die Wasserversorgung, die Abwasserbeseiti- 
gung und gegebenenfalls auch die Regenwasserableitung gemeint sind. 

Ähnlich wie in Deutschland sind auch in Frankreich die rund 36.500 Kommunen für die 
Abwasserbeseitigung zuständig. Sie erledigen diese Aufgabe entweder selbst in der Form von 
Regiebetrieben und Eigenbetrieben oder sie delegieren sie an private Unternehmen. Auch 
kommunale Zweckverbände können mit der Abwasserbeseitigung betraut werden. 

Regie- und Eigenbetriebe unterliegen dem Kostendeckungsprinzip sowie dem Kostenüber- 
schreitungsverbot (sie dürfen keinen Gewinn envirtschaften). Sie sollten Abschreibungen 
vornehmen und auf die Abwassergebühren umlegen, um mindestens die Selbstfinanzierung von 
Ersatzinvestitionen zu ermöglichen. Diese Bestimmung wird jedoch zum Teil ignoriert, denn es ist 
den Kommunen nicht gestattet, die ihnen aus Abschreibungen zufiießenden Mittel zinsbringend 
anzulegen. Statt dessen müssen sie zinslos beim Finanzministerium hinterlegt werden. Die 
Errichtung von Eigengesellschaften privater Rechtsform ist den französischen Kommunen nicht 
gestattet. 

Wie Deutschland hat auch Frankreich keine gesonderten Regulierungsbehörden für Abwasser- 
gebühren, sondern es obliegt den Kommunen, Tarife und Gebührensätze festzusetzen bzw. im 
Fall der Delegation an private Unternehmen, diese gemeinsam mit letzteren vertraglich zu 
vereinbaren und eventuelle außervertragliche Erhöhungen zu genehmigen. Es besteht eine 
Mißbrauchsaufsicht, die im Falle Frankreichs von Organen des Zentralstaates wahrgenommen 
wird. 

In Frankreich gibt es Abwassergebühren, Anschlußbeiträge, erhöhte Gebühren für Starkver- 
schmutzer sowie ermäßigte Gebühren für Einleiter von kostengünstig zu entsorgenden 
Abwässern. Außerdem gibt es ein Verschmutzungsentgelt, aus dem die Sondervermögen der 
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Flußgebietsagentuten, der Agences de l'Eau, gespeist werden, die wiederum Zuwendungen im 
Bereich des Gewässerschutzes gewähren. 

Im Jahr 1996 betrug die durchschnittliche Jahresrechnung in Frankreich für einen jährlichen 
Verbrauch von 120 m^ Wasser 1.910 FFr, inklusive 974 FFr für Abwassergebühren. Zwischen 
1992 und 1996 stiegen die Abwassergebühren durchschnittlich um 90%, während die 
Wasserversorgung nur um 31 % teurer wurde. Bei Untersuchung der Preise und Gebühren in 
Abhängigkeit von der Organisationsstruktur oder Trägerschaft ist festzustellen, daß die durch 
Delegation privatisierten Betriebe 1996 um 16 % (1991 um 23 %) teurer waren als die 
Eigenbetriebe. Eine Privatisierung erfolgt in der Regel in mittelgroßen Städten, die spezifisch 
höhere Kosten aufweisen, und zu einem Zeitpunkt, zu dem investiert werden muß, bzw. wenn 
die Abwasserbeseitigung für die Kommunen zu teuer wird. 

Außerdem wird die Intention der privaten Träger der Abwasserbeseitigung, Gewinne zu 
erwirtschaften, als ein weiterer Grund für die höheren Gebühren in privatisierten Betrieben 
gesehen. 

Der Wert des Anlagevermögens der Abwasserbeseitigung in Frankreich zu Wiederbeschaf- 
fungswerten wird auf 485 Milliarden FFr oder rund 145 Milliarden DM geschätzt^, dies entspricht 
15.638 FFr pro Kopf (4.638 DM) der angeschlossenen Bevölkerung. Gegenwärtig wird das 
Anlagevermögen nicht ausreichend erneuert und droht damit zu überaltem. Dies ist der 
Hintergrund für häufig geäußerte Forderungen nach einer Verdoppelung des Wasserpreises in 
Frankreich, da anscheinend nur so die notwendigen Mittel aufgebracht werden können. 

Das Subventionssystem in Frankreich unterliegt infolge der Anfang der 80er Jahre begonnen 
Dezentralisierung seit einiger Zelt erheblichen Veränderungen. Auch wenn die Selbstfinanzie- 
rungsrate der Träger der Abwasserbeseitigung im Steigen begriffen ist, kommt den Subventio- 
nen noch eine vergleichsweise große Bedeutung zu. Die volkswirtschaftlichen Kosten der 
öffentlichen Abwasserbeseitigung in Frankreich im Jahr 1994 waren 39 Mrd. FFr. Betrachtet man 
die Gebühren im Verhältnis dazu, ergibt sich derzeitig ein Subventionsgrad von 46%. 
Historische Subventionen sind darin nur teilweise erfaßt. 

Wie in Deutschland unterliegt die Abwasserbeseitigung in Frankreich in der Regel nicht der 
Mehrwertsteuer. Die Kommunen als Träger der Abwasserbeseitigung haben jedoch die Wahl, 
sich der Mehrwertsteuer zu einem reduzierten Satz von 5,5% (gegenüber normal 20,6%) zu 
unterziehen und somit die Vorsteuer zurückerstattet zu bekommen. 

Die Beseitigung von Regenwasser ist in Frankreich eine kommunale Aufgabe. Die entstehenden 
Kosten dürfen nicht auf die Abwassergebühren umgelegt werden, sondern sind aus dem 
Steuerhaushalt der Kommunen zu tragen. Daraus kann geschlossen werden, daß anders als 
in Deutschland in einem nicht unerheblichen Teil Frankreichs die Kosten der Nieder- 


^ Für die Wasserversorgung kommen noch einmal 330 Milliarden FFr oder knapp 100 Milliarden DM 
hinzu [CAMBON UND BERLAND, 1998, S.8]. 
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schlagswasserbeseitigung allein über die Steuerhaushalte der Kommunen getragen und 
nicht oder nur zu einem geringen Teil auf die Abwassergebühren umgelegt werden. 

Aufgrund erheblicher Steigerungen in den Wasserpreisen und Abwassergebühren in den 
letzten Jahren sind diese auch in Frankreich Gegenstand zum Teil heftiger politischer 
Auseinandersetzungen. Verstärkt wurden die politischen Konflikte durch Skandale im 
Zusammenhang mit der Delegation von Wasserdienstleistungen an private Unternehmen. 

3.3 Italien 

Anders als in Frankreich, wo eine beträchtliche Konzentration der Bevölkerung auf nur drei 
Ballungsräume (Paris, Lyon, Marseille) stattgefunden hat, ist in Italien die Verteilung der 
Bevölkerung auf Städte und Gemeinden unterschiedlicher Größenklassen relativ gleichmäßig. 
Nur gut 25 % leben in Großstädten mit über 100.000 Einwohnern. Auch der Prozentsatz der in 
“Gemeinden mit unter 2.000 Einwohnern” lebenden Menschen ist mit gut 10 % vergleichsweise 
gering. 

Italien ist für den europäischen Vergleich von besonderem Interesse, da sich hier Elemente der 
in Deutschland vorherrschenden Organisationsform auf der Basis kommunaler Selbstvenwaltung 
mit Elementen des “französischen Typs”, der Delegation an private Unternehmen sowie mit 
Ansätzen der Situation in England und Wales mischen. 

Die Abwasserbeseitigung ist in Italien Aufgabe der Kommunen, die sich zu ihrer Erfüllung mit 
anderen Kommunen (sowie gegebenenfalls mit anderen Gebietskörperschaften) zu “Konsortien” 
(consorzii), die den deutschen Zweckverbänden ähnlich sind, zusammenschließen können. 
Regiebetriebe sind im Grundsatz des Gesetzes 142/1990, das die Abwasserbeseitigung in 
Italien als öffentliche Dienstleistung gewerblichen Charakters eingestuft, nicht mehr erlaubt 
Sowohl einzelne Kommunen als auch consorzii haben das Recht, die Abwasserbeseitigung als 
eigene Aufgabe zu erledigen oder an private Unternehmen zu delegieren. Dabei steht es ihnen 
frei, privatrechtiiche Eigengesellschaften, Kommunalgesellschaften, öffentliche und gemischt- 
wirtschaftliche Gesellschaften zu enichten und diese Unternehmen mit der Leistungserstellung 
zu betrauen. 

In den Großstädten finden sich kommunale Eigengesellschaften privaten Rechts, die die 
Abwasserbeseitigung als Einspartenuntemehmen oder im Querverbund Wasser-Abwasser oder 
im Querverbund Abwasser-Abfall ausführen. In hochindustrialisierten Regionen finden sich auch 
korporatistische Verbandsstrukturen, die als Typus zwischen den Wasser- und Bodenverbänden 
in Deutschland und den einzelgesetzlichen Wasserwirtschaftsverbänden im Ruhrgebiet 
angesiedelt sind. Diese öffentlich-rechtlichen Verbände sind oftmals formale Eigentümer der 
Anlagen der Abwasserbeseitigung während der Betrieb einem privat-rechtlichen Unternehmen 
übertragen wurde. 
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Seit dem Jahre 1976 gilt auch in Italien das Kostendeckungsprinzip, wobei es sich hier nicht um 
die Deckung der Kapitalkosten (Zinsen)“* sondern “nur” um die Deckung der Betriebs- und 
Wartungskosten, des Erhaltungsaufwandes und der Bildung von Rücklagen für Ersatzinvestitio- 
nen handelt. Mit derartigen Regelungen wird versucht, den langfristigen Erhalt bzw. die 
Erneuerung der Anlagen sicherzustellen. Unterschiedliche Schätzungen weisen aus, daß die 
Kostendeckung bei etwa 30 % liegt und damit nicht einmal die Betriebskosten gedeckt werden 
können. 

Das Anlagevermögen in Kläranlagen, die erst vor kürzerer Zeit erbaut wurden, wird nicht 
ordnungsgemäß erhalten. Die Abwassergebühren berücksichtigen keine Abschreibung so daß 
den Trägem der Abwasserbeseitigung keine Mittel zufließen, aus denen sie Rücklagen für 
Ersatzinvestitionen bilden könnten. Viele Kommunen betreiben nicht einmal den zum Erhalt der 
Anlagen erforderlichen Aufwand. 

Die klare Intention des italienischen Gesetzes 319/76, Kostendeckung anzustreben, wurde 
jedoch schon im Ansatz durch den Umstand entkräftet, daß die Abwassergebühren in Italien von 
zentraler Stelle durch die Haushaltsgesetzgebung landesweit einheitlich festgelegt werden, und 
zwar aus rein fiskalischen Enwägungen heraus und ohne Rücksicht auf Kostenstrukturen. Im 
Jahr 1997 war die festgesetzte Obergrenze der Abwassergebühren in Italien bei 0,27 ECU/m^ 
oder 0,52 DM/m^ [MASSARUTTO, 1998]. 

Der Gesamtwert des Anlagevermögens beträgt rund 266 Billionen Lire oder 271 Milliarden DM. 
Bei rund 47,5 Millionen angeschlossenen Einwohnern ergibt sich ein pro-Kopf-Wert von rund 5,6 
Millionen Lire oder 5.700 DM. 

Wie in Frankreich ist auch in Italien die Regenwasserbeseitigung eine Aufgabe der Kommunen 
und wird aus deren Steuerhaushait finanziert. 

Der größte Teil der Kläranlagen in Italien ist relativ jung, sie wurden im wesentlichen nach 1976 
und vor allem nach 1980 erbaut. Die Mittel dafür stammten fast ausschließlich aus dem 
Steuerhaushalt des Zentralstaates oder der Regionen. Die Haushaltsmittel der Kommunen 
stammen weitgehend aus dem Transfer von Steuermitteln aus dem Staatshaushalt und es gibt 
nur sehr begrenzte Rechte zur Erhebung kommunaler Steuern und Abgaben. Diese Rechte 
sollen jetzt ausgeweitet werden, insbesondere durch Preise und Gebühren für Leistungen (u.a. 
die Abwasserbeseitigung). 

3.4 Österreich 

Die Alpen nehmen 60 % des österreichischen Staatsgebietes ein und 56,7 % der Bevölkerung 
leben in Gemeinden mit weniger als 10.000 Einwohnern. Damit sind auch die relativ zu den 
anderen betrachteten Mitgliedstaaten geringere Anschlußquote (75,7 % an Kanalisation) und die 
höheren Abwasserbeseitigungskosten zu erklären. Es wird angenommen, daß der wirtschaftlich 


4 


Nur bei den größten Anlagen sollte auch ein (kleiner) Teil der Kapitalkosten über Abwassergebühren 
gedeckt werden. 
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erreichbare Anschlußgrad in Österreich bei 85 % liegt. Aufgrund der geographischen 
Gegebenheiten variieren die Anschlußgrade an die Kanalisation regional sehr stark. 

In Österreich obliegt die Verantwortung für die Wassenvirtschafl in erster Linie dem Bundesmini- 
sterium für Land- und Forstwirtschaft. Für allgemeine wasserrechtliche Fragen ist grundsätzlich 
eine der 99 Bezirksverwattungsbehörden zuständig. Die Abwasserbeseitigung ist eine Aufgabe 
der Gemeinden. Das Wasserrechtsgesetz erlaubt die Bildung von Wassergenossenschaflen 
(WG) und Wasserverbänden (WV), wenn dadurch die wassenvirtschafllichen Zielsetzungen 
leichter zu erfüllen sind. Etwa die Hälfte aller Gemeinden ist Mitglied in einem Abwassen/erband. 

Die Tarifstrukturen der Abwasserbeseitigung variieren selbst innerhalb der österreichischen 
Bundesländer sehr stark. In der Steiermark gibt es alleine 29 unterschiedliche Modelle. Auf der 
einen Seite gibt es in der Regel (aber nicht immer) Wasserzähler, so daß eine mengenbezogene 
Abrechnung vorgenommen werden könnte. Jedoch ist beispielsweise in Niederösterreich die 
Abwassergebühr von der Wohnfläche abhängig und nicht vom Wassen/erbrauch. Dieser 
Umstand führt dazu, daß die Eigentümer von Zweit- und Ferienwohnungen, die einen relativ 
geringen Wassen/erbrauch haben, an den Fixkosten der Abwasserbeseitigung beteiligt werden. 
Es gibt auch Gebührensysteme, die auf der Basis vorhandener WC’s oder nach Einwohner- 
gleichwerten die Gebührenhöhe festlegen. Industrielle Indirekteinleiter zahlen in der Regel 
dieselben Tarife wie die Haushalte. 

Durch relativ hohe Zuschüsse der öffentlichen Hand wird beabsichtigt, die jährliche Belastung der 
privaten Haushalte durch Abwassergebühren unterhalb eines politisch fixierten Grenze von etwa 
5.000 S pro Haushalt (rd. 710 DM) zu halten. Die Kosten der Abwasserbeseitigung liegen bei 
2.210 S pro ang. Bnwohner und Jahr (319 DM); die durchschnittlichen Gebühren belaufen sich 
auf 2.144 S pro ang. Einwohner und Jahr (304 DM). Die Kosten der Regenwasserbeseitigung 
trägt die Kommune. 

Auf Basis von Wiederbeschaffungswerten wird das Anlagevermögen für das Jahr 1991 mit 364 
Mrd. Schilling (51,7 Mrd. DM) angegeben, davon sind 303,3 Mrd. Schilling Kanalisation und 60,1 
Mrd. Schilling Kläranlagen. Das macht etwa 60.000 Schilling (8.520 DM) pro angeschlossener 
Einwohner aus. 

Abwassergebühren sind, wohl zum Teil als Folge der Subventionen und "Deckelungen", bisher 
kein Thema der öffentlichen Diskussion. Widerstand gibt es allenfalls, wenn das System der 
Gebührenerhebung geändert wird, insbesondere von der Industrie. 

3.5 Großbritannien (England und Wales) 

England und Wales haben nur relativ kleine Flußgebiete mit kurzen, vergleichsweise schnell 
ablaufenden Flüssen. Die wichtigsten Bevölkerungszentren liegen in der Nähe von Flußmün- 
dungen oder an der Küste. Aus diesem Grund hatte die Abwasserreinigung in Großbritannien 
zumindest an der Küste eine vergleichsweise niedrige Priorität. Die Abwasserbeseitigung wie 
auch die Entsorgung von Klärschlamm erfolgte häufig durch Einleiten bzw. Verbringen in die 
See, eine Praxis, der jetzt durch die EU-Gesetzgebung Einhalt geboten wird. 
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Als Ausnahme von der Regel in der Europäischen Union spielen die Kommunen in England und 
Wales in der Abwasserbeseitigung keine Rolle mehr. Seit der Privatisierung 1989 wird die 
Abwasserbeseitigung von 10 privaten Unternehmen durchgeführt, teilweise im Querverbund 
Wasser-Abwasser. Wie auch Frankreich ist Großbritannien ein zentralistischer Staat; in bezug 
auf die Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung sogar besonders stark zentralisiert. Der 
Hauptgrund dafür ist, daß selbst der Rechtsvollzug weitgehend von zentralstaatlichen Behörden 
oder Ämtern wahrgenommen wird. 

Aus deutscher Perspektive ungewohnt, spielt in Großbritannien die zentrale Preisaufsicht über 
die Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung eine überragende Rolle, vor allem das Office 
for Water Sen/ices (OFWAT), das Gebühren genehmigt. Über Dispute zwischen OFWAT und 
den regulierten Unternehmen sowie über bedeutende Untemehmenszusammenschlüsse 
entscheidet die Monopoiaufsicht (Monopolies and Mergers Commission) oder, als letzte Instanz, 
der Wirtschaftsminister in seiner Eigenschaft als Vorsitzender des Handelsrates (Board of Trade). 

Neben dieser wirtschaftlichen Aufsicht gibt es die Üben/vachung durch die Umweltschutz- 
behörde, die Environment Agency. Sie ist u.a. zuständig für den Gewässerschutz und kontrolliert 
die Einleitung von Abwasser aus Kläranlagen. 

Die Prinzipien der Preisregulierung lassen sich wie folgt zusammenfassen: Die Abwassergebüh- 
ren wurden anläßlich der Privatisierung 1989 zunächst auf dem damaligen Niveau politisch 
festgesetzt, mit Blick auf den Mittelbedarf der Unternehmen und auf ihre Attraktivität bei der 
Börseneinführung. Sie sind an die allgemeine Preisentwicklung gekoppelt (Inflation der 
Verbraucherpreise, retail price index - RPI®) und zusätzlich gibt es einen Aufechlag, 'K-Faktor* 
genannt, der den Investitionserfordemissen für die Abwasserbeseitigung Rechnung trägt. Die 
Abwassergebühren steigen daher real, d. h. schneller als die Preise allgemein. Die einzelnen 
Unternehmen sind in der Tarifgestaltung relativ frei. Sie können für einzelne Regionen oder 
Kundenklassen unterschiedliche Gebühren erheben, solange sie dabei nicht unfair diskriminie- 
ren. 

In der Regel (92 % der Haushalte) wird der Wasserverbrauch in Großbritannien nicht gemessen, 
die Gebühren werden hier entsprechend dem Steuer- oder "EinheitswerT erhoben. Der Rest, 
etwa 8 % der Bevölkerung, zahlt die Gebühren verbrauchsbezogen. Die durchschnittliche 
gewichtete Jahresrechnung für einen Haushalt in England und Wales war 118,5 £ im Jahr 
1996/97. Darin sind die ohnehin sehr geringen Kosten für die Regenwasserbeseitigung 
enthalten. 

Die Kosten der Abwasserbeseitigung machen in England und Wales durchschntttlich 0,77 % 
(1995/96) der Ausgaben der privaten Haushalte aus. 

Der Wertevorrat des Anlagevermögens in England und Wales betrug 1996/97 rund 112 Mrd. £ 
(296 Mrd. DM), das entspricht 2.226 £ (5.860 DM) pro Kopf. 


® Dieser Maßstab für Inflation wurde gewählt, da er nicht von den Wasser- und Abwasserunterneh- 
men manipuliert werden kann und für die Verbraucher transparent ist. 
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Das Anlagevermögen der Abwasserbeseitigung, zusammen mit dem Anlagevermögen der 
Wasserversorgung von damals weiteren rund 50 Milliarden £ oder 130 Milliarden DM, wurde 
1989 für den vergleichsweise niedrigen Betrag von mnd 6,5 Milliarden £ (heute entspr. rund 17 
Milliarden DM) an der Börse verkauft. Die Unternehmen haben daher keine dem Anlagevermö- 
gen entsprechende Schuldenlast zu tragen. Auch ihre Eigenkapitalausstattung sowie ihr 
Kapitalwert nach Börsennotierungen ist niedrig. Dadurch entsprechen die auf die 
Abwassergebühren umzulegenden Kapitalkosten nicht annähernd denen, die Investoren 
verlangen würden wenn sie einen dem Wertevorrat der Unternehmen angemessenen Preis 
bezahlt hätten. 

Die Abwassergebühren in England und Wales sind durch die quasi kostenfreie Übernahme des 
Anlagevermögens gegenwärtig künstlich niedrig, was sich aber mit der Zeit ändern wird. In dem 
Maße nämlich, in dem die jetzigen Anlagen durch neue Anlagen ersetzt werden, müssen die für 
die Ersatzinvestitionen aufzuwendenden Kapitelkosten auf die Abwassergebühren umgelegt 
werden. Die Abwassergebühren werden dadurch real stetig ansteigen. Wegen der langen 
Lebensdauer vieler Anlagen wird dieser Prozeß Jahrzehnte in Anspmch nehmen, vorausgesetzt, 
das jetzige Regulierungssystem bleibt bestehen. 

Gegenwärtig muß davon ausgegangen werden, daß die Summe des getätigten Erhaltungsauf- 
wandes und der Abschreibungen möglichen«/eise nicht ausreicht, um die Anlagen auf Dauer in 
einem nutzbaren Zustand zu erhalten. 

Die derzeitige Diskussion über Abwassergebühren in England und Wales ist ambivalent 
Einerseits tritt die Abwasserbeseitigung gegenüber der Wasserversorgung in den Hintergmnd, 
was auf Akzeptanz schließen ließe. Andererseits stehen die Wassemntemehmen stark im 
Rampenlicht der Tagespolitik und insofern sind auch die Kosten der Abwasserbeseitigung stets 
Diskussionsthema. Dazu hat nicht nur die Privatisiemng im Jahre 1989 und die Entwicklung 
seitdem beigetragen sondern auch der jüngste Wahlkampf, bei dem das Thema 'Sondersteuer 
auf privatisierte Unternehmen' (windfall tax) eine Rolle spielte. 

4 Internationaler Vergleich 

Für eitlen Vergleich der Abwassergebühren im europäischen Rahmen werden als Ausgangsba- 
sis die Abwassergebühren pro Kopf der angeschlossenen Bevölkemng gewählt. Im europäi- 
schen Ausland ist die Datenverfügbarkeit bezüglich der Gesamtkosten der Abwasserentsorgung 
zum Teil besser als im Fall der Durchschnittsgebühren. In Tabelle 1 sind die Zahlen zu Gebühren 
und Kosten zusammengestellt. 




Drucksache 14/1343 


-52- 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Tabelle 1: Abwassergebühren und Gesamtkosten ausgewählter Mitgliedsstaaten 



Deutschland 

Dänemark 

Frankreich 

Italien 

Österreich 

Englands 







Wales 

AbwGeb/(ang.E*a) 

215 

183 

134 

50 

304 

129 

Kosten/(ang.E*a) 

361 

268 

247 

133 

314 

147 


(Alle Angaben in [DM/(pro an die Kanalisation angeschlossenem Einwohner*a)]) 


Insgesamt ist festzuhalten, daß der Vergleich der Abwassergebühren im Ergebnis eine 
Gegenüberstellung von Zahlen ist, die aufgrund unterschiedlicher kalkulatorischer Rech- 
nungsmethoden vor dem Hintergrund unterschiedlicher technischer Maßnahmen entstehen. In 
Tabelle 2 und Tabelle 3 werden die Ergebnisse unter Berücksichtigung der vorgenommenen 
Korrekturen auf vereinheitlichter Grundlage zusammengestellt: 

• staatliche Transferleistungen, bei den Gebühren herausgerechnet (bei den Kosten nur die 
relevanten Positionen “Abwasserabgabe Deutschland" und “Anlagenprivatisierung England”) 

• Mehnvertsteuer nicht enthalten 

• Anschlußbeitrag bzw. vergleichbare einmalige Zahlungen, eingerechnet 

• spezifische Abwassermengen (technischer Leistungsumfang), entsprechend den Verhältnis- 
sen in Deutschland umgerechnet 

• Beseitigung von Niederschlagswasser von privaten Grundstücken enthalten, nicht aber die 
Niederschlagswasserbeseitigung von öffentlichen Flächen (Straßenentwässerung). 

Von den statistisch belegbaren Kriterien kommt der Anschlußqrad an eine biologische 
Kläranlage dem umweltpolitischen Anforderungskatalog am nächsten, wenn man für den 
Gesamtvergleich einen einheitlichen Leistungsbezug ohne weitere Differenziemngen wählen 
muß. 

Betrachtet man die für den internationalen Vergleich herangezogenen Ausgangsdaten, 
repräsentiert Deutschland mit 215 DM/(ang. E*a) nach Österreich (304 DM/(ang. E*a)) die 
höchste Abwassergebühr sowie den höchsten Anschlußgrad an Kläranlagen mit biologischer 
Verfahrensstufe. In der Alpennation Österreich sind die topographischen und geologischen 
Verhältnisse häufig sehr ungünstig (Berglagen, Fels). Die Siedlungsstruktur ist ländlich, die 
Organisationsgrößen noch kleinteiliger als in Deutschland und der Privatisisiernngsgrad noch 
niedriger. 

Die bereinigten Zahlen geben Aufschluß darüber, wie die Abwassergebühr in den 
betrachteten Mitgliedsstaaten unter annähernd gleichen Randbedingungen aussehen 
würde. 
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Tabelle 2: Jahresrechnung der Abwassergebühren in den Mitgliedsstaaten 



Deutschland 

Dänemark 

Frankreich 

Italien 

Österreich 

England& 







Wales 

Ausgangsdaten 

215 

183 

134 

50 

304 

129 

Korrekturfoktor 







• staatliche 

Transfefleistungen 

1,33 

1,46 

1,85 

3,33 

1,03 

1,50 

• MWSt 

0,94 

0,93 

0,95 

0,93 

0,93 


• Beiträge 

1,02 





1,14 

• 'Ahwassermengen* 


0,97 

0,97 

0,88 

0,95 

0,98 

• ’Regenwasser" 

0,87 






I=2SS3ISfiif 






' -215 li 


(Alle Angaben in [DM/(pro an die Kanaiisation angeschtossenem Einwohner*a)]) 


Tabelle 3: Jahresrechnung der "Gesamtkosten" für die Abwasserbeseitigung in 

den Mitgliedsstaaten 



Deutschland 

Dänemark 

Frankreich 

Italien 

Österreich 

Eng- 

lands, 

Wales 

Ausgangsdaten 

361 

268 

247 

133 

314 

147 

Korrekturfoktor 







• staatgehe 

Transferleistungen 

0,97 





1,67 

• MWSt 


0,93 



0,93 


• Beiträge 







• 'AtMassetmengen' 

1,00 

0,97 

0,97 

0,88 

0,95 

0,98 

• ’Regenwasser' 

0,87 







;:’'Ä05'm. 

. ■ fi-*. 


239 / 

4417 

.4 277 . 4 

SSM 


(Alle Angaben in [DM/(pro an die Kanalisation angeschlossenem Einwohner*a)]) 


In den Abbildungen 4 und 5 sind die Gebühren und Kosten der Abwasserbeseitigung gegen 
den Anschlußgrad aufgetragen. 
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Abbildung 4: 


Vergleich der Abwassergebühren mit dem Anschiußgrad 
an biologische Kiäranlagen 



Quelle: [eigene Berechnungen und Auswertungen] 

Abbildung 5: Vergleich der Abwasserkosten mit dem Anschlußgrad 
an biologische Kläranlagen 
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In England und Wales bedingen insbesondere die subventionsgleichen Auswirkungen der 
Privatisierung, bei der Abwasseranlagen "unter Werf auf die Unternehmen übertragen wurden, 
das niedrige Gebührenniveau. Dieser "gebührenmindemde” Effekt ist ungleich größer als der 
Einfluß staatlicher Subventionen auf die laufende Abwassergebühr in Deutschland. 

In Deutschland, wie auch in den anderen Mitgliedsstaaten, entsprechen die Abwassergebühren 
nicht der echten Kostenstruktur, was insbesondere auf staatliche und kommunale Transferlei- 
stungen zurückzuführen ist. In Deutschland ist dies z.T. vom Gesetzgeber gewollt (z.B. 
Angleichung der Lebensbedingungen im städtischen und ländlichen Raum), resultiert z.T. aber 
auch aus zweckfremden Interessen (wie z.B. der Einnahmeüberschuß bei den meisten 
Großstädten als Folge der Ausschöpfung eines kalkulatorischen Spielraums bei der Berechnung 
der Abwassergebühren). 

In Tabelle 4 sind die durchschnittlichen Abwassergebühren und -kosten der Abwasserbeseiti- 
gung gemessen am BSP errechnet, um die Aufwendungen der "Abwasserbürger" im Verhältnis 
zur wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit darzustellen. Das BSP wurde als Bezugsgröße gewählt, 
um die relative Belastung in etwa mit der vorhandenen Wirtschaftskraft der Betroffenen ins 
Verhältnis zu setzen. Wesentlich sind hier die realen Abwassergebühren (als “spürbarer 
Außenpreis’) und die vergleichbar gemachten bereinigten Kosten. 

Tabelle 4: Gebühren und Kosten im Vergleich zum Bruttosozialprodukt nach 

Anschlußwerten 



Italien 

Dänemark 

Österreich 

Frankreich 

England 
& Wales 

Deutschland 

Anschlußgrad an biol. ARA 

52% 

70% 

72% 

74% 

79% 

85% 

BSP/E*a 

30.783 

41.754 

38.732 

34.916 

31.642 

40.300 

reale Gebühren pro ang. E*a 

50 

183 

304 

134 

129 

215 

reale Gebühr in % des BSP 

Bi 


la 

■■ 


■B 

bereinigte Kosten pro ang. E*a 

117 

241 

277 

239 

244 

305 

bereinigte Kosten in % des BSP 

0,38 


0,72 


la 

■■ 


BSP p.c. 1994, Angaben in DM 


5 Bewertung 

Die vorliegenden Daten bestätigen die allgemein vorherrschende Einschätzung: Bei den 
statistische erhobenen Abwassergebühren und hochgerechneten Abwasserkosten liegt 
Deutschland im europäischen Vergleich mit an der Spitze. Die höchsten Gebühren sind jedoch in 
der Alpennation Österreich zu verzeichnen. Im Vergleich zu den übrigen Staaten liegt 
Deutschland beim Vollzug des Gewässerschutzes weit vom und hat unter anderem die höchste 
Anschlußquote an biologische Kläranlagen erreicht. Der von den Ausgangszahlen her zunächst 
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sehr hohe Kostenunterschied relativiert sich, wenn man die entsprechenden unterschiedlichen 
Ausgangsbedingungen und Leistungsinhalte bereinigt, soweit dies aufgrund der Datengrundlage 
griffweise möglich ist. 

Die Bewertung der Situation in Deutschland wird nachfolgend in Thesen dargestellt. 

/. Die tatsächlichen Gebühren entsprechen nicht den realen Kostenstrukturen. 

Der Hauptanteil der Kosten liegt in der Abwasserkanalisation, so daß die Höhe der Gebühren 
trotz örtlich unterschiedlicher Verhältnisse in etwa mit der Einwohnerdichte bzw. der spezifischen 
Kanallänge je Einwohner steigen müßte. Dies ist Jedoch nicht der Fall. 

II. Das KostendeckunasDiinzlD greift in der Abwassemraxis nur bedingt 

Tendenziell en/virtschaften die größeren Städte zum Teil erhebliche Einnahmeüberschüsse im 
Rahmen des Kostendeckungsprinzips, insbesondere durch Nichtverausgabung in die Gebühr 
hineinkalkulierter Reinvestitionen. 

III. Die “dritte Reinigungsstufe” ist nicht maßgebend für den Gebührenanstiea. 

Nach vorliegenden Berechnungen machen die sog. "weitergehenden Reinigungsanforderungen" 
(“dritte Reinigungsstufe”, Nährstoffeiimination) nur 6 bis 7 % der Abv\rasserkosten bzw. im Mittel 
8 % der Abwassergebühnen aus. 

IV. Die Abwasseraebühren werden durch staatiiche Transferleistungen geprägt die 
zum Teil aeaenläußae Wirkungen haben . 

Wichtigste Transferleistungen sind die Landeszuschüsse (gebührenmindemd). Auch die 
Steuerfreistellung öffentlicher Betriebe entlastet die Gebühren. Hinzu kommen Vorteile der 
Finanzierung (Kommunalkredit ohne Risikofinanzierung) und Versicherung (Kommunalscha- 
densausgleich). Andererseits werden die Gebühren mit Abv\rasserabgaben belastet. Bedeutsam 
für den europäischen Vergleich sind die Mehnwertsteuer und die Körperschaftssteuer, welche 
ausschließlich privat organisierte Unternehmen betrifft. Diese Steuern bewirken, daß z.B. der 
Querverbund Wasser-Abv\rasser in Deutschland seltener realisiert wird als etwa in Frankreich 
oder England und in Deutschland öffentlich-rechtliche Betriebsformen dominieren. 

V. Die Abwassemraxis unterliegt ökonomisch kontra-produktiven Anreizen. 

Das öffentliche Vergütungssystem bietet keinen direkten finanziellen Anreiz, besonders 
kosteneffiziente Abwasserentsorgungssysteme zu realisieren. Komfortabel bemessene Einmai- 
Investitionen sind viel leichter zu begründen und durchzusetzen als sparsam ausgelegte 
Stufenprogramme. 

VI. Externe Kostenkontrollen wirken nur bedingt effektiv 

Die Kommunalaufsichtsbehörden, Rechnungshöfe (mit zunehmenden Aktivitäten im Ver- und 
Entsorgungsbereich) und die Kartellämter (soweit ausnahmsweise auch für Abwasser zuständig) 
sind zumeist nur in der Lage zu reagieren; ihnen fehlt es an exekutiven Zuständigkeiten und 
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personeller Ausstattung (nach Quantität und Qualität), so daß keine fiächendeckend effektive 
Kontrolle der Effizienz im Bereich der Abwasserentsorgung stattfindet. 

VII. Der technische Leistungsstand ist in der deutschen Abwasserentsorauna 
vergleichsweise hoch entwickelt 

Die statistischen Daten lassen darauf schließen, daß in Deutschland höhere Anschlußquoten, 
zuverlässigere Ablaufkontrollen und eine strengere Interpretation der Umweltstandards 
durchgesetzt sind als etwa in Frankreich oder auch England (insbesondere Regenwasser- und 
Klärschlammentsorgung). 

VIII. Die Abwasserpraxis orientiert sich vergleichsweise unflexibel an z, T. technisch 
aufwendigen Standards. 

Diese These läßt sich aus den vorliegenden Daten zur Gebührenstatistik nicht direkt ableiten. 
Unstrittig dürfte aber sein, daß die Interessengemeinschaft aus Fachplanem, Fachbehörden und 
Fachverbänden eine unflexible Anwendung von aufwendigen und im Einzelfall zuweilen 
unnötigen technischen Standards zu verantworten hat. 

IX. Der Gebührenanstieg wird sich in Zukunft verringern 

Dies liegt daran, daß die kostenintensiven Neuinvestitionen vielfach (v.a. in den Ballungsgebie- 
ten der alten Bundesländer) abgeschlossen sind und daß Investitionen oder Restinvestitionen zu 
drastisch gesunkenen Baupreisen und mit moderneren Konzepten durchgeführt werden. 

Im Vergleich zu anderen europäischen Staaten ergeben sich folgende Thesen: 

X. Verbesserung der (transparenten) Bildung von finaniiellen Reserven 

Das Kostendeckungsprinzip wird in Dänemark flexibler angewendet als z.B. in Deutschland oder 
Frankreich. Es handelt sich in Dänemark um das Prinzip der ökonomischen Neutralität (’Hvile-i- 
sig-selV), welches besagt, daß sich die Einkünfte und Ausgaben einer jeden Kommune 
langfristig über die Jahre ausgleichen müssen. Die Rücklagenbildung mit Verzinsung ist üblich 
und anstelle von Krediten werden zuvor verzinslich angelegte Überschüsse für kapitalintensive 
Investitionen (wie neue Kläranlagen u.ä.) eingesetzt. 

XI. Konzessionsabgabe zur Sicherung der Kaoitalausstattung 

Die Einführung einer Konzessionsabgabe auf die Abwasserbeseitigung im Zusammenhang mit 
einer steuerlichen Gleichstellung (These Nr. XVI) würde die betriebliche Integration der 
Wassen/ersorgung und Abwasserbeseitigung zum Querverbund erleichtern. 

XII. Mangelnde Akzeptanz für kostendeckende Abwassergebühren? 

In Deutschland, wie in allen anderen Staaten auch, hat sich die Akzeptanz für die vergleichswei- 
se hohen Abwassergebühren in den letzten Jahren, insbesondere durch Berichte über 
Mißwirtschaft und überzogene Gebührenkalkulationen, verschlechtert. In den Kommunen 
besteht häufig die Ansicht, daß man im Gewässerschutz jetzt "genug geleistet" habe, und daß 
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mit weitergehenden Maßnahmen "unzureichend entsorgte Städte in anderen europäischen 
Ländern" an der Reihe sind. 

XIII. Transparenz ist allgemein niedrig, mit der Folge peringerer Akzeptanz 

Die Transparenz bezüglich der Kosten und Einnahmen ist in weiten Bereichen der Abwasserbe- 
seitigung in Deutschland wie auch in den anderen hier untersuchten Staaten im Vergleich zu 
anderen öffentlichen Dienstleistungen gering. Dies erschwert nicht nur eine effektive Kostenkon- 
trolle, sondern schafft auch Mißtrauen gegenüber den Verantwortlichen. 

XIV. Externe Kontrolle über Abwassergebührerr kann gestärkt werden 

Das britische Modell einer zentralen Preisaufsicht und Preisgenehmigung auf Deutschland zu 
übertragen würde eine Beschneidung der kommunalen Selbstverwaltung im Bereich der 
Leistungsverwaltung genauso erforderlich machen, vAe die Übertragung von Zuständigkeiten der 
Länder auf den Bund. Außerdem wäre ein Zuständigkeitsverlust für die Innenressorts die Folge. 
Das britische System paßt aufgmnd seiner Zentralität nicht in die föderale Struktur Deutschlands, 
wobei jedoch einzelne Elemente übernommen werden könnten. 

XV. Erleichterunpen für privatrechtliche Orpanisationsstrukturen realisieren 

In den betrachteten Mitgliedsstaaten ist die Abwasserbeseitigung sehr unterschiedlich organisiert 
(Regiebetriebe, Eigenbetriebe, Zweckverbände, privatrechtliche Firmen, etc.). Mit der Novelle zu 
§ 18 a WHG hat die Bundesregierung den Ländern erlaubt, den Kommunen die Übertragung der 
Abwasserbeseitigungsaufgabe auf Private zu gestatten (in Sachsen mit §63 Sächs WG bereits 
umgesetzt). Zum überwiegenden Teil machen die Länder Jedoch von dieser Möglichkeit noch 
keinen Gebrauch. 

XVI. Steuerliche Gleichstellunp der Ver- und Entsorpunp 

Die steuerrechtliche Ungleichbehandtung unterschiedlicher Trägerfonuen stellt bei den in 
Deutschland zumeist “reifen” Abwasserbeseitigungssystemen (gut ausgebaut, geringer Investiti- 
onsbedarf) ein deutliches Hindernis für die Errichtung privatrechtlicher Unternehmen dar und 
führt somit zu Verzerrungen im Wettbewerb der Modelle. 

Das in Fachkreisen viel diskutierte BFH-Urteil V R 32/97 vom 08.01.1998 hat die Umsatzsteuer- 
pfiicht u.a. deshalb verneint, weil im entschiedenen Falle bei der Rechtslage in 1993 keine 
Wettbewerbsverzerrung erkennbar gewesen sei. Aufgrund der steuerlicher)^ Gleichstellung der 
Abwasserbeseitigung und der Wasserversorgung würde aber der betriebliche Querverbund 
Wasser-Abwasser erleichtert, wodurch zum Teil erhebliche Kostensenkungspotentiale 
erschlossen werden können. 

Kostendeckende Gebühren sind Anreiz für effiziente Wassernutzuna 

Eine Erhöhung des Kostendeckungsgrades in allen Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union, bis hin zu kostendeckenden Gebühren wie sie von der zukünftigen Wasserrahmen- 
richtlinie verbindlich gefordert werden sollten, wäre bei entsprechender (verbrauchsabhängi- 
ger) Tarifgestaltung ein wichtiger Schritt zur Effizienzsteigerung in der Wassernutzung in 
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Europa. Ein Subventionsabbau würde außerdem die Kosteneffizienz im Abwasserbereich 
verbessern. In Deutschland ist der Kostendeckungsgrad bereits heute vergleichsweise hoch. 

6 Zusammenfassung 

Im Vergleich zu anderen europäischen Ländern hat Österreich, gefolgt von Deutschland die 
höchsten Abwassergebühren pro Kopf der an die Kanalisation angeschlossenen Einwohner. Die 
Kosten der Abwasserbeseitigung sind dagegen in Deutschland am höchsten. In der An- 
schlußquote an biologische Kläranlagen und im tatsächlichen Vollzug der Gewässerschutzanfor- 
derungen im Sinne der europäischen Richtlinien ist Deutschland vor allen betrachteten 
Mitgliedstaaten führend. 

Die Unterschiede in Gebühren und Kosten relativieren sich, wenn man die Berechnungsgrundla- 
gen und die Leistungsbasis anpaßt: In Frankreich sind die Zuschüsse weit höher als in 
Deutschland, der englische Gebührenzahler profitiert von der seinerzertigen Privatisierung (weil 
die Anlagen zu 4 % des Anlagenneuwertes an die Aktiengesellschaflen übeigeben worden waren), 
und in Italien entfallen lediglich 30 % der entstehenden Kosten auf die Abwassergebühren. 

In Deutschland, wie in den anderen Staaten auch, werden die Gebühren offensichtlich durch 
andere Faktoren als die tatsächlichen Kosten bestimmt wie diese sich aus technisch- 
betriebswirtschaftlicher Sicht eigentlich ergeben müßten. Es gibt keine Korrelation zwischen 
Einwohnerdichte und Abwassergebühr, obwohl in Ballungsräumen pro Kopf nur wenige Kanal- 
Meter erforderlich sind und die Gebühren von den Kanalkosten dominiert werden. In der Praxis 
gibt es vielerlei Möglichkeiten, den Ermessensspielraum bei der Festlegung der kalkulatorischen 
Kosten so zu gestalten, wie es im Einzelfalle kommunalpolitisch erforderlich scheint. Die 
Haushalte der großen Städte profitieren insbesondere dort, wo die Abschreibung zu Wiederbe- 
schaffungswerten kalkuliert werden. 

Dies deshalb, weil auch in Deutschland nach den vorliegenden Zahlen ganz offensichtlich 
weniger an Sanierungsaufwendungen für die Kanalisation verausgabt werden, als nach den 
Buchwerten eigentlich erforderlich wäre. Die Zahlen zeigen auch, daß die verschärften 
Reinigungsanforderungen die Kosten und mithin die Abwassergebühren belastet haben. Die 
drastischen Gebührensteigerungen der Vergangenheit sind darauf jedoch nur zu einem geringen 
Prozentsatz von etwa 8 % der Abwassergebühr zurückzuführen. 

Inzwischen “wird überall darüber nachgedacht", wie man die Kosten und Gebühren im 
Abwasserbereich besser kontrollieren kann. Ein weiterer Anstieg scheint sozialpolitisch und in 
verbrauchsintensiven Branchen wirtschaftlich nicht mehr vertretbar. Eine Analyse der 
Einflußfaktoren und auch der Statistik ergibt, daß es nicht einen Hauptverantwortlichen, sondern 
viele Einzetfaktoren gibt, die im Einzelfalle kostentreibend wirken und Ansätze für Optimierungen 
sein können. 

Die Organisationsstruktur der Abwasserbeseitigung ist der Auslöser für einen Großteil der oben 
diskutierten Probleme, deshalb sollte über eine Anpassung der Organisation der Abwasserbe- 
seitigung an die der deutschen Trinkwasserversorgung nachgedacht werden. Die privatrechtliche 
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Organisation der Abwasserbeseitigung würde einerseits ihre wirtschaftliche Buchhaltung 
bedingen und andererseits die rechtliche Durchsetzungsmöglichkeit verstärken. Würde das 
Kostenüberschreitungsverbot (bei gleichzeitiger Sicherung einer Zweckbindung!) z.B. nach dem 
dänischen Vorbild flexibel interpretiert, bestünde in öffentlich-rechtlichen wie in privatrechtlichen 
Organisationsstrukturen die Möglichkeit, Rücklagen und Rückstellungen zu bilden und auf diese 
Weise problematische Gebührensprünge zu vermeiden. 

Die Einführung der Mehrwertsteuer für die deutsche Abwasserbeseitigung wäre sinnvoll. Sie 
lAolrde erhöhte Anforderungen an die Buchhaltung stellen, woraus sich eine Reihe von Vorteilen 
für den Wettbewerb mit privaten Anbietern bei Kostenkontrolle und Management sowie 
beispielsweise bei der allgemeinen Wirtschaflsstatistik ergäben. Gaindsätzlich wäre eine 
Gleichstellung der Abwasserbeseitigung mit der Wasserversorgung anzustreben, die als Teil der 
Daseinsvorsorge dem reduzierten Steuersatz von gegenwärtig 7% unterliegt. Für die 
Umsetzbarkeit ist es notwendig, Übergangsfristen (evtl, mit Wahlmöglichkeit wie in Frankreich) zu 
schaffen, die den Betrieben die Möglichkeit und Zeit geben, sich auf die neue Regelung 
einzustellen. Wichtig für die Verändeaing einer Regelung ist die Akzeptanz der Betroffenen, 
denen durch Übergangsfristen (und evtl. Wahlmöglichkeit) die Umstellung erleichtern würde. 

Es bleibt zu diskutieren, ob eine differenzierte Aufhebung des Anschluß- und Benutze nqszwanqs 
im Rahmen der wirtschaftlichen Verhältnismäßigkeit (z.B. bei Anschlußkosten über 10.000,-DM/E 
oder m’-Kosten von über 25,- DM) zu der erwarteten Effizienzsteigerung führen würde und 
welche anderen Konsequenzen sich möglichen/veise ergeben. 

Die T ransparenz auf dem Gebiet der Abwasserbeseitigung könnte durch Leistungskennziffem 
(Benchmarking) erhöht werden. Durch klare Regelungen zur Zweckbindung der eingenomme- 
nen Finanzmittel würde nachvollziehbar, wo die von den Bürgern bezahlten Gebühren hin fließen 
und die Möglichkeit des regional unterschiedlichen Gebühren- und Leistungsniveauvergleichs 
bestünde. Die Akzeptanz für Abwassergebühren kann durch die Veröffentlichung und 
Gegenüberstellung von Daten der Abwasserbeseitigung gesteigert werden, solange die Höhe 
der Gebühren begründbar ist. Außerdem ist Benchmarking ein geeignetes Instrument, 
InefRzienzen aufzudecken, einerseits aufgrund der Gegenüberstellung von Daten, andererseits 
wegen der daraus resultierenden Erklärungszwänge. 

Wo immer möglich, sollten jedoch Gutachteraussagen und Planungsvorgaben durch 
Wettbewerb ersetzt werden, der bei geeigneten Ausschreibungsformen und unter vor Ort jeweils 
geltenden Randbedingungen auch die konzeptionelle Gestaltung einer Lösung erfaßt 
(Funktionalausschreibungen und Dienstleistungswettbewerbe bis hin zum Betreibermodell). 

Nicht nur wegen der künftigen Wasserrahmenrichtlinie, sondern auch infolge der Einführung des 
Euro als gemeinsame Währung dürfte das Interesse an europäischen Preis- und Gebühren- 
vegleichen ansteigen; die Abwasserbetriebe und -unternehmen in ganz Europa werden sich in 
einem Vergleichswettbewerb miteinander befinden. 
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